Losungen fiir Privatkunden

Kundeninformationen und
Allgemeine Versicherungsbedingungen

Die Gothaer
Hausratversicherung

Hinweis: i
Die unkenntlichen Textpassagen sind aufgrund der Anderung
des Versicherungsvertragsgesetzes ab dem 01.01.2009 unguiltig.

Gothoer

Versicherungen

Partner im Parion-Verbund


k0984
Textfeld
Hinweis:
Die unkenntlichen Textpassagen sind aufgrund der Änderung
des Versicherungsvertragsgesetzes ab dem 01.01.2009 ungültig.



Sehr geehrte Kundin,
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Was Sie iiber Ihre Hausratversicherung wissen sollten.

Was verstehen wir unter Hausrat?

Wofiir wird geleistet?

Wo ist Ihr Hausrat versichert?

Was sollten Sie beim Vertrags-
abschluf3 beachten?

Was sollten Sie wahrend der
Laufzeit des Vertrages beachten?

Wir verstehen unter Hausrat nicht nur Mobel, Teppiche, Wasche, Bekleidung und Haushaltgerdte, sondern
zum Beispiel auch Gardinen, elektrische und optische Gerate, Biicher, Schallplatten und Musikinstrumente,
Bargeld, Wertpapiere und Sammlungen. Sogar motorgetriebene Krankenfahrstiihle, Rasenméaher, Ruder-,
Falt- und Schlauchboote, Arbeitsgerdte und Haustiere gehoren dazu. Dabei spielt es keine Rolle, ob die
Sachen lhnen gehoren oder nicht — ausgenommen ist nur das Eigentum von Untermietern. Wenn Sie als Mie-
ter auf eigene Kosten Badewannen, Badetfen, Waschbecken oder wasserfiihrende Installationen ange-
schafft haben, sind auch diese Sachen mitversichert.

Nicht mitversichert sind Gebdudebestandteile, Kraftfahrzeuge und deren Anhanger, Handelsware sowie sol-
che Sachen, die bereits durch einen gesonderten Versicherungsvertrag fiir Schmucksachen und Pelze im Pri-
vatbesitz versichert sind.

Wir versichern gegen Schaden durch Feuer, Einbruchdiebstahl, Raub, Vandalismus, Leitungswasser, Sturm
und Hagel und wenn es mit lhnen vereinbart wurde auch gegen Schiaden durch Uberschwemmung, Erdbe-
ben, Erdsenkung, Erdrutsch, Schneedruck und Lawinen.

Dabei sind einige Schadenursachen, die kaum kalkulierbar oder aber nicht zu vermeiden sind, ausgenom-
men, damit die Beitrage in verniinftigen Grenzen bleiben.

Ihr Hausrat ist in der Wohnung versichert, die im Versicherungsschein angegeben ist; zur Wohnung gehéren
auch Raume in Nebengebduden auf demselben Grundstiick sowie in der Ndhe gelegene Garagen, nicht aber
Rdaume, die ausschlieBlich beruflich oder gewerblich genutzt werden. Ihre Waschmaschine und Ihr Wasche-
trockner sind auch in den Raumen versichert, die Sie gemeinsam mit anderen Hausbewohnern nutzen.

Versicherte Sachen, die voriibergehend nicht in der Wohnung sind, z.B. Sachen, die zur Reinigung oder
Reparatur gegeben werden, die sich am Arbeitsplatz befinden oder auf Reisen mitgefiihrt werden, sind welt-
weit bis zu 10 Prozent der Versicherungssumme versichert, hochstens aber bis zu DM 20.000.

Fiir Einbruchdiebstahl- und Sturmschadden besteht dieser Schutz nur dann, wenn sich die Sachen zum Zeit-
punkt des Schadens innerhalb eines Gebdudes befinden.

Bitte beantworten Sie alle Fragen des Versicherungsantrages vollstandig und richtig.

Setzen Sie beim Vertragsabschluf die Versicherungssumme so fest, dal sie dem Betrag entspricht, den Sie
fiir die Neuanschaffung Ihres gesamten Hausrats aufwenden miifiten. Denken Sie dabei bitte auch an Keller
und Dachboden, an den Inhalt von Schranken, Kommoden und Truhen und an lhre Wertsachen.

Ist die Versicherungssumme zu niedrig angesetzt, so liegt eine Unterversicherung vor, und jeder Schaden
kann nur anteilig ersetzt werden.

Hierfiir ein Beispiel: Der Gesamtwert lhres Hausrats betrdgt DM 80.000, die vereinbarte Versicherungs-
summe aber nur DM 40.000. Entsteht jetzt bei einem Brand ein Schaden von DM 30.000, so kénnen wir
lhnen nur die Hélfte des Schadens ersetzen, ndamlich 15.000,—-DM, weil Sie ja nur den halben Wert lhres
Hausrats versichert haben.

Wir sind bereit, auf einen Abzug wegen Unterversicherung zu verzichten, wenn lhre Hausratversicherungs-
summe im Verhdltnis zu der Quadratmeterzahl Ihrer Wohnung eine bestimmte Mindesthohe erreicht hat.

Ihre Versicherungssumme wird jahrlich nach einem Index des Statistischen Bundesamtes der allgemeinen
Preissteigerung automatisch angepaft (dem kénnen Sie innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung
schriftlich widersprechen). Sie sollten jedoch von Zeit zu Zeit priifen, ob infolge von Neuanschaffungen oder
besonderen Wertsteigerungen (etwa bei Wertsachen) die Versicherungssumme und die Entschddigungsgren-
zen noch ausreichend sind.

Wahrend des Wohnungswechsels besteht innerhalb der Bundesrepublik Deutschland Versicherungsschutz in
beiden Wohnungen. Zwei Monate nach Umzugsbeginn gilt der Versicherungsschutz dann nur noch fiir die
neue Wohnung.

Einen Wohnungswechsel zeigen Sie uns bitte spatestens bei Umzugsbeginn unter Angabe der neuen Wohn-
flache in Quadratmetern schriftlich an. Bitte teilen Sie uns dartiber hinaus unverziiglich und schriftlich mit,
wenn sich anldslich des Wohnungswechsels oder aus sonstigen Griinden ein Umstand dndert, nach dem im
Antrag gefragt worden ist.

Zeigen Sie uns auch an, wenn Sie lhren Hausrat verdufern.

Ebenfalls anzuzeigen ist, wenn lhre Wohnung mehr als 60 Tage unbewohnt bleibt und nicht beaufsichtigt
wird.

Befolgen Sie alle gesetzlichen, behordlichen oder mit uns vereinbarten Sicherheitsvorschriften.

Wasch- und Spiilmaschinen sollten niemals ohne Aufsicht laufen, die Wasserzuleitungen sollten nach Ende
des Reinigungsvorganges geschlossen werden. In der kalten Jahreszeit sind wasserfiihrende Anlagen und
Einrichtungen, die nicht ausreichender Warme ausgesetzt sind, wegen Frostgefahr zu entleeren und entleert
zu halten.

Es empfiehlt sich, die Rechnungen von wertvollen Einzelstiicken aufzubewahren und Farbfotos anzufertigen.
Bewahren Sie sich Unterlagen tiber den Hersteller, die Marke und die Rahmennummer versicherter Fahrrader
auf.

Fahrrader sind beim Abstellen stets durch ein SchloB gegen Wegnahme zu sichern.



Was miissen Sie im Schadenfall
tun?

Was erhalten Sie von uns im
Schadenfall?

Wann erhalten Sie lhre
Entschadigung?

Wann kann der Versicherungs-
vertrag beendet werden?

Versuchen Sie, den Schaden so gering wie moglich zu halten.

Rufen Sie im Falle eines Brandes sofort die Feuerwehr.

B Benachrichtigen Sie uns unverziiglich, und legen Sie uns, sobald es méglich ist, ein von lhnen unter-
schriebenes Verzeichnis aller abhanden gekommenen, zerstorten oder beschaddigten Sachen vor, in wel-
chem Sie den Anschaffungspreis und das Anschaffungsjahr auffiihren.

B Benachrichtigen Sie bei Schaden durch Einbruchdiebstahl, Vandalismus oder Raub unverziiglich die
Polizei, und legen Sie ihr eine Liste der abhanden gekommenen Sachen vor.

B Lassen Sie abhanden gekommene Sparbiicher und andere Urkunden sofort sperren.

B Teilen Sie der Polizei bei Diebstahl eines versicherten Fahrrades dessen Hersteller, Marke und
Rahmennummer mit.

SchlieBen Sie bei Leitungswasserschaden sofort den Haupthahn.

Lassen Sie zugefrorene Rohre, Heizkdrper usw. nur durch einen Fachmann auftauen.

B Helfen Sie uns bei der Feststellung von Ursache und Hohe des Schadens, indem Sie Auskiinfte erteilen
und Belege beibringen.

B Zeigen Sie uns unverziiglich schriftlich an, wenn der Verbleib abhanden gekommener Sachen ermittelt
wurde.

Unter der Voraussetzung, daf3 keine Unterversicherung vorliegt oder der Verzicht auf Anrechnung einer Unter-
versicherung vereinbart ist, erhalten Sie von uns

B bei zerstorten oder abhanden gekommenen Gegenstdnden den Wiederbeschaffungspreis (Neuwert).

B bei beschddigten Sachen die notwendigen Reparaturkosten zuziiglich einer evtl. Wertminderung, hoch-
stens jedoch den Wiederbeschaffungspreis.

Restwerte werden angerechnet.
B bei Sachen, die bereits vor dem Schaden nicht mehr zu verwenden waren, erhalten Sie den Betrag, den
Sie als Verkaufspreis hatten erzielen kénnen.
Die Entschadigung fiir Wertsachen ist generell je Versicherungsfall auf insgesamt 20 Prozent der Versiche-
rungssumme begrenzt, sofern nicht etwas anderes vereinbart ist.

Fiir folgende Wertsachen ist die Entschadigung je Versicherungsfall ferner begrenzt, wenn sich diese nicht in
verschlossenen Behéltnissen mit zusatzlichen Sicherheitsmerkmalen befinden:

B auf DM 2.000, fiir Bargeld,
B insgesamt DM 5.000 fiir Urkunden einschlielich Sparbiicher und sonstiger Wertpapiere,

B insgesamt DM 40.000 fiir Schmucksachen, Edelsteine, Perlen, Briefmarken, Miinzen und Medaillen,
Telefonkarten sowie alle Sachen aus Gold und Platin.

Wertsachen sind dariiber hinaus

B Pelze, handgekniipfte Teppiche und Gobelins, Kunstgegenstande (z.B. Gemélde, Collagen, Zeichnungen,
Graphiken und Plastiken) sowie oben noch nicht genannte Sachen aus Silber.

B sonstige Sachen, die {iber 100 Jahre alt sind (Antiquitdten), jedoch mit Ausnahme von Mgbelstiicken.

Fahrraddiebstahl-Schdden kénnen durch besondere Vereinbarung versichert werden. Hiernach besteht Versi-
cherungsschutz, wenn das Fahrrad durch ein Schlof gesichert war und aufierdem der Diebstahl zwischen 6
Uhr und 22 Uhr veriibt wurde oder das Fahrrad sich zur Zeit des Diebstahls in Gebrauch oder in einem
gemeinschaftlichen Fahrradabstellraum befand.

Die Entschadigung je Versicherungsfall ist auf 1 Prozent der Versicherungssumme fiir den Hausrat begrenzt;
die Vereinbarung einer hoheren Entschddigungsgrenze ist moglich.

Sind Aufrdumungs- oder Abbrucharbeiten erforderlich oder miissen versicherte Sachen, die unversehrt
geblieben sind, bewegt oder gegen Beschadigung geschiitzt werden, so erstatten wir die Kosten.

Miissen nach einem Schadenfall Sachen, die unversehrt geblieben sind, transportiert oder eingelagert wer-
den, so erstatten wir auch diese Kosten.

Ist die Wohnung vollstandig unbewohnbar geworden, dann tibernehmen wir die Kosten fiir Hotel- oder dhnli-
che Unterbringung fiir die Dauer von 100 Tagen bis zu einem bestimmten Promillesatz der Versicherungs-
summe.

Dies ist nur ein kleiner Ausschnitt der versicherten Kosten. Die vollstdndige Aufzdhlung finden Sie in
§ 2 der VHB 95.

Sie erhalten lhre Entschdadigung innerhalb von zwei Wochen, nachdem der Versicherungsfall dem Grunde
und der Hohe nach festgestellt worden ist. Jedoch haben Sie einen Monat nach Anzeige lhres Schadens
Anspruch auf eine angemessene Abschlagszahlung.

Der Vertrag kann zum Ablauf der vereinbarten Vertragsdauer mit einer Frist von 3 Monaten schriftlich gekiin-
digt werden.



Nach jedem Versicherungsfall kann der Versicherungsvertrag gekiindigt werden. Die Kiindigung muf3 dem
Versicherer spdtestens einen Monat nach Auszahlung der Entschddigung zugehen. Sie wird einen Monat
nach ihrem Zugang wirksam. Sie konnen aber bestimmen, daf3 Ihre Kiindigung auch zu einem spéteren Zeit-
punkt wirksam wird, jedoch spdtestens zum Schluf des laufenden Versicherungsjahres.

Nach einer Anpassung des Beitragssatzes kann der Vertrag innerhalb eines Monats, nachdem wir Sie iiber
die Erhohung informiert haben, mit sofortiger Wirkung, friihestens jedoch zum Zeitpunkt der Beitrags-
erhohung, gekiindigt werden.

Der Versicherungsvertrag wird wie kaum ein anderer Vertrag von Vertrauen geprdgt. Gegenseitige Informationen tragen dazu bei, das Vertrauen zu
erhalten und Stérungen des Versicherungsschutzes zu vermeiden. Unser Wunsch ist es, zu einer langjahrigen und guten Partnerschaft zu kommen.
Sollten Sie Fragen haben oder sollte Ihnen etwas nicht zusagen, wenden Sie sich bitte an uns, wir sind fiir Sie da.

In Beschwerdeféllen kénnen Sie sich an unseren Beauftragten fiir Anliegen von Mitgliedern wenden, zu erreichen unter folgender Anschrift: Gothaer
Versicherungen, Abt. BAM, 50598 Ko6ln oder an das Bundesaufsichtsamt fiir das Versicherungswesen, Ludwigkirchplatz 3-4, 10719 Berlin.



Gothaer Hausratversicherungsbedingungen (VHB 95)

§1

Versicherte Sachen

§2

Versicherte Kosten

Versichert ist der gesamte Hausrat. Dazu gehoren alle Sachen, die einem Haushalt zur Einrichtung oder
zum Gebrauch oder zum Verbrauch dienen, auferdem Bargeld. Fiir Wertsachen einschlieflich Bargeld
gelten Entschddigungsgrenzen (§ 22).

Versichert sind auch

a)

b)

9]

d)

e)

Rundfunk- und Fernsehantennenanlagen sowie Markisen, soweit diese Sachen nicht mehreren Woh-
nungen oder gewerblichen Zwecken dienen;

in das Gebdude eingefiigte Sachen, die der Versicherungsnehmer als Mieter auf seine Kosten
beschafft oder tibernommen hat und fiir die er die Gefahr tragt, insbhesondere sanitdare Anlagen und
leitungswasserfiihrende Installationen mit deren Zu- und Ableitungsrohren;

motorgetriebene Krankenfahrstiihle, Rasenmaher, Go-Karts und Spielfahrzeuge;

Kanus, Ruder-, Falt- und Schlauchboote einschlieBlich ihrer Motoren sowie Surfgerdte und Flugdra-
chen;

Arbeitsgerdte und Einrichtungsgegenstande, die dem Beruf oder dem Gewerbe des Versicherungs-
nehmers oder einer mit ihm in hduslicher Gemeinschaft lebenden Person dienen. Die Einschradn-
kung gemaR § 11 Nr. 3 bleibt unberihrt.

Die in Nr. 1 und Nr. 2 genannten Sachen sind auch versichert, soweit sie fremdes Eigentum sind.

Nicht versichert sind

a)
b)
9]
d)

e)

Gebdudebestandteile, es sei denn, sie sind in Nr. 2 a und 2 b genannt;
Kraftfahrzeuge aller Art und deren Anhédnger, es sei denn, sie sind in Nr. 2 ¢ genannt;
Wasserfahrzeuge, es sei denn, sie sind in Nr. 2 d genannt;

Hausrat von Untermietern, soweit er diesen nicht durch den Versicherungsnehmer tiberlassen wor-
den ist;

Sachen, die durch einen Versicherungsvertrag fiir Schmucksachen und Pelze im Privatbesitz versi-
chert sind.

Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalles notwendigen Kosten

a)
b)

9]

d)

e)

g)

h)

k)

fiir das Aufradumen versicherter Sachen sowie fiir das Wegrdumen und den Abtransport von Resten
versicherter Sachen (Aufrdaumungskosten);

die aufzuwenden sind, weil zur Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung versicherter Sachen
andere Sachen bewegt, verandert oder geschiitzt werden miissen (Bewegungs- und Schutzkosten);

fir Transport und Lagerung des versicherten Hausrats, wenn die Wohnung unbenutzbar wurde und
dem Versicherungsnehmer auch die Lagerung in einem etwa benutzbaren Teil nicht zumutbar ist.
Die Kosten fiir die Lagerung werden bis zu dem Zeitpunkt ersetzt, in dem die Wohnung wieder
benutzbar oder eine Lagerung in einem benutzbaren Teil der Wohnung wieder zumutbar ist, lang-
stens fiir die Dauer von 100 Tagen (Transport- und Lagerkosten);

fiir Matnahmen, auch erfolglose, die der Versicherungsnehmer zur Abwendung oder Minderung des
Schadens fiir geboten halten durfte (Schadenabwendungs- oder Schadenminderungskosten);

fiir SchloBanderungen, wenn Schliissel fiir Tiren der Wohnung durch einen Versicherungsfall abhan-
den gekommen sind (SchloBanderungskosten);

fiir SchloBdnderungen sowie fiir unvermeidbares gewaltsames Offnen und die Wiederherstellung
von Wertbehaltnissen, wenn deren Schliissel durch einen Versicherungsfall abhanden gekommen
sind (SchloR&dnderungskosten fiir Wertbehiltnisse);

fiir Reparaturen von Gebdudebeschadigungen, die im Bereich der Wohnung (§ 11) durch Einbruch-
diebstahl, Raub oder den Versuch einer solchen Tat oder innerhalb der Wohnung durch Vandalismus
nach einem Einbruch (§ 6) entstanden sind (Reparaturkosten fiir Gebdudebeschadigungen);

fiir Reparaturen in gemieteten Wohnungen, um Leitungswasserschaden an Bodenbeldgen, Innenan-
strichen oder Tapeten der Wohnung (§ 11) zu beseitigen (Reparaturkosten fiir gemietete
Wohnungen);

fiir Hotel- oder dhnliche Unterbringung ohne Nebenkosten (z.B. Friihstiick, Telefon), wenn die Woh-
nung unbewohnbar wurde und dem Versicherungsnehmer auch die Beschrankung auf einen etwa
bewohnbaren Teil nicht zumutbar ist. Die Kosten werden bis zu dem Zeitpunkt ersetzt, in dem die
Wohnung wieder bewohnbar ist, langstens fiir die Dauer von 100 Tagen. Die Entschadigung ist je
Versicherungsfall pro Tag auf 1 Promille der Versicherungssumme begrenzt, soweit nicht etwas
anderes vereinbart ist (Hotelkosten).

fiir die Bewachung des versicherten Hausrats, wenn die Wohnung unbewohnbar wurde und Schlie3-
vorrichtungen oder sonstige Sicherungen keinen ausreichenden Schutz bieten. Die Kosten werden
bis zu dem Zeitpunkt ersetzt, in dem die SchlieBvorrichtungen oder sonstige Sicherungen wieder
voll gebrauchsfahig sind, langstens fiir die Dauer von 48 Stunden (Bewachungskosten).

fiir provisorische Reparaturmanahmen zum Schutz versicherter Sachen (Reparaturkosten fiir provi-
sorische Mainahmen).

Nicht versichert sind Aufwendungen fiir Leistungen der Feuerwehren oder anderer im 6ffentlichen Inter-
esse zur Hilfeleistung Verpflichteter, wenn diese Leistungen im offentlichen Interesse erbracht werden.



§3

Versicherte Gefahren und Schdaden

§4
Brand; Blitzschlag; Explosion

§5
Einbruchdiebstahl; Raub

§6

Vandalismus nach einem Einbruch

§7

Leitungswasser

Soweit nichts anderes vereinbart ist, werden versicherte Sachen entschadigt, die durch

1.

oV AW

Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder seiner
Ladung,

Einbruchdiebstahl, Raub oder den Versuch einer solchen Tat,
Vandalismus nach einem Einbruch,

Leitungswasser,

Sturm, Hagel,

Uberschwemmung, Erdbeben, Erdsenkung, Erdrutsch, Schneedruck, Lawinen

zerstort oder beschadigt werden oder infolge eines solchen Ereignisses abhanden kommen.

a)

b)

0

d)

e)

Brand ist ein Feuer, das ohne einen bestimmungsgemafien Herd entstanden ist oder ihn verlassen hat
und das sich aus eigener Kraft auszubreiten vermag.
Blitzschlag ist der unmittelbare Ubergang eines Blitzes auf Sachen.

Explosion ist eine auf dem Ausdehnungsbestreben von Gasen oder Dampfen beruhende, plétzlich ver-
laufende Kraftdaufierung.

Einbruchdiebstahl liegt vor, wenn der Dieb

in einen Raum eines Gebdudes einbricht, einsteigt oder mittels falscher Schliissel oder anderer nicht
zum ordnungsgeméBen Offnen bestimmter Werkzeuge eindringt;

ein Schlissel ist falsch, wenn seine Anfertigung fiir das Schlof3 nicht von einer dazu berechtigten Person
veranlaBt oder gebilligt worden ist;

der Gebrauch falscher Schliissel ist nicht schon dann bewiesen, wenn feststeht, da3 versicherte Sachen
abhanden gekommen sind;

in einem Raum eines Gebdudes ein Behaltnis aufbricht oder falsche Schliissel oder andere nicht zum
ordnungsgemaRen Offnen bestimmte Werkzeuge benutzt, um es zu 6ffnen;

aus der verschlossenen Wohnung Sachen entwendet, nachdem er sich dort eingeschlichen oder verbor-
gen gehalten hatte;

in einem Raum eines Gebdudes bei einem Diebstahl angetroffen wird und eines der Mittel gemaf Nr. 2
anwendet, um sich den Besitz gestohlener Sachen zu erhalten;

in einem Raum eines Gebdudes ein Behaltnis mittels richtiger Schliissel 6ffnet, die er — auch auerhalb
der Wohnung — durch Einbruchdiebstahl oder Raub an sich gebracht hat;

in einen Raum eines Gebdudes mittels richtiger Schliissel eindringt, die er — auch auflerhalb der Woh-
nung — durch Raub oder ohne fahrldssiges Verhalten des berechtigten Besitzers durch Diebstahl an sich
gebracht hat.

Raub liegt vor, wenn
a) gegen den Versicherungsnehmer Gewalt angewendet wird, um dessen Widerstand gegen die Weg-
nahme versicherter Sachen auszuschalten;

b) derVersicherungsnehmer versicherte Sachen herausgibt oder sich wegnehmen l48t, weil eine
Gewalttat mit Gefahr fiir Leib oder Leben angedroht wird, die innerhalb des Versicherungsortes ver-
{ibt werden soll;

c¢) dem Versicherungsnehmer versicherte Sachen weggenommen werden, weil sein kdrperlicher
Zustand infolge eines Unfalls oder infolge einer nicht verschuldeten sonstigen Ursache beeintrdach-
tigt und dadurch seine Widerstandskraft ausgeschaltet ist.

Dem Versicherungsnehmer stehen Personen gleich, die mit seiner Zustimmung in der Wohnung an-
wesend sind.

Vandalismus liegt vor, wenn der Tdter auf eine derin § 5 Nr. 1 a oder f bezeichneten Arten in die Wohnung
eindringt und versicherte Sachen vorsétzlich zerstort oder beschadigt.

Leitungswasser ist Wasser, das aus

a) Zu- oder Ableitungsrohren der Wasserversorgung oder damit verbundenen Schlduchen,
b) mit dem Rohrsystem verbundenen Einrichtungen oder aus deren wasserfiihrenden Teilen,
c) Anlagen der Warmwasser- oder Dampfheizung,

d) Einrichtungen von Klima-, Warmepumpen- oder Solarheizungsanlagen,

e) Aquarien

bestimmungswidrig ausgetreten ist.

Versichert sind auch Frostschdaden an sanitdren Anlagen und leitungswasserfithrenden Installationen
sowie Frost- und sonstige Bruchschdden an deren Zu- und Ableitungsrohren, soweit der Versicherungs-
nehmer als Mieter diese Anlagen oder Rohre auf seine Kosten beschafft oder tibernommen hat und fiir
sie die Gefahr tragt.

Dem Leitungswasser stehen gleich
a) Wasserdampf;

b) wérmetragende Fliissigkeiten, z.B. Sole, Ole, Kiihlmittel, K4ltemittel.



§8
Sturm; Hagel

§9

Uberschwemmung;
Erdbeben; Erdsenkung;
Erdrutsch; Schneedruck;
Lawinen

§10
Nicht versicherte Schdaden

AN A N

Sturm ist eine wetterbedingte Luftbewegung von mindestens Windstarke 8.

Ist die Windstarke fiir den Versicherungsort nicht feststellbar, so wird Sturm unterstellt, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, da

a) die Luftbewegung in der Umgebung des Versicherungsortes Schaden an Geb&duden in einwand-
freiem Zustand oder an ebenso widerstandsfahigen anderen Sachen angerichtet hat oder

b) derSchaden wegen des einwandfreien Zustandes des Geb&dudes, in dem sich die versicherten
Sachen befunden haben, nur durch Sturm entstanden sein kann.

Versichert sind nur Schdden, die entstehen

a) durch unmittelbare Einwirkung des Sturmes auf versicherte Sachen;

b) dadurch, daB der Sturm Geb&udeteile, Biume oder andere Gegenstidnde auf versicherte Sachen
wirft;

¢) als Folge eines Sturmschadens gemiR a oder b oder an Gebduden, in denen sich versicherte
Sachen befinden.

Fiir Schaden durch Hagel gilt Nr. 3 sinngemaf.

Uberschwemmung ist eine Uberflutung des Grund und Bodens, auf dem das Geb&ude liegt, in dem sich
die versicherten Sachen befinden, durch

a) Ausuferung von oberirdischen (stehenden oder flieBenden) Gewdssern;
b) Witterungsniederschldge.

Erdbeben ist eine naturbedingte Erschiitterung des Erdbodens, die durch geophysikalische Vorgange im
Erdinnern ausgelost wird.

Erdbeben wird unterstellt, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, daf}

a) die naturbedingte Erschiitterung des Erdbodens in der Umgebung des Versicherungsortes Schaden
an Gebduden in einwandfreiem Zustand oder an ebenso widerstandsfahigen anderen Sachen ange-
richtet hat oder

b) derSchaden wegen des einwandfreien Zustandes des Geb&udes, in dem sich die versicherten
Sachen befunden haben, nur durch Erdbeben entstanden sein kann.

Erdsenkung ist eine naturbedingte Absenkung des Erdbodens tiber natiirlichen Hohlraumen.
Erdrutsch ist ein naturbedingtes Abgleiten oder Abstiirzen von Gesteins- oder Erdmassen.
Schneedruck ist die Wirkung des Gewichts von Schnee- oder Eismassen.

Lawinen sind an Berghdngen niedergehende Schnee- oder Eismassen.

Nicht versichert sind ohne Riicksicht auf mitwirkende Ursachen Schaden,

a) die der Versicherungsnehmer oder sein Reprasentant vorsétzlich || N | [ I h<rbeifihrt;
bei Schdaden durch Raub steht die beraubte Person dem Versicherungsnehmer gleich;

ist die Herbeiflihrung des Schadens gemaf} Abs. 1 durch ein rechtskréftiges Strafurteil wegen vor-
satzlicher Brandstiftung festgestellt, so gelten die Voraussetzungen von Abs. 1 als bewiesen;

b) die durch Kriegsereignisse jeder Art oder innere Unruhen entstehen;
¢) durch Kernenergie*).

Der Versicherungsschutz gegen Brand, Blitzschlag und Explosion erstreckt sich ohne Riicksicht auf mit-
wirkende Ursachen nicht auf

a) Sengschidden, die nicht durch einen Brand entstanden sind;

b) KurzschluR- und Uberspannungsschéden, die an elektrischen Einrichtungen mit oder ohne Feuer-
erscheinung entstanden sind, auf3er wenn sie die Folge eines Brandes oder einer Explosion sind.

Der Versicherungsschutz gegen Einbruchdiebstahl und Raub erstreckt sich ohne Riicksicht auf mit-
wirkende Ursachen nicht auf

a) Einbruchdiebstahl- oder Raubschédden durch vorsétzliche Handlungen von Hausangestellten oder
von Personen, die bei dem Versicherungsnehmer wohnen;

b) Schédden durch Raub gemaf § 5 Nr. 2 an Sachen, die an den Ort der Wegnahme oder Herausgabe
erst auf Verlangen des Taters herangeschafft werden.

Der Versicherungsschutz gegen Leitungswasser erstreckt sich ohne Riicksicht auf mitwirkende Ursachen
nicht auf Schaden durch

a) Plansch- oder Reinigungswasser;

b) Grundwasser, stehendes oder flieBendes Gewédsser, Hochwasser oder Witterungsniederschlidge oder
einen durch diese Ursachen hervorgerufenen Riickstau;

¢) Erdsenkung oder Erdrutsch, es sei denn, daf’ Leitungswasser (§ 7) die Erdsenkung oder den Erd-
rutsch verursacht hat;

d) Schwamm.

*) Der Ersatz von Schdaden durch Kernenergie richtet sich in der Bundesrepublik Deutschland nach dem Atomgesetz. Die

Betreiber von Kernanlagen sind zur Deckungsvorsorge verpflichtet und schlieien hierfiir Haftpflichtversicherungen ab.



§11
Versicherungsort

§12
Wohnungswechsel; Anderung
des Namens; Beitragsanderung

Der Versicherungsschutz gegen Sturm und Hagel erstreckt sich ohne Riicksicht auf mitwirkende
Ursachen nicht auf Schdaden durch

a) Sturmflut;
b) Lawinen oder Schneedruck;

¢) Eindringen von Regen, Hagel, Schnee oder Schmutz durch nicht ordnungsgeméas geschlossene Fen-
ster, AuBentiiren oder andere Offnungen, es sei denn, daB diese Offnungen durch Sturm oder Hagel
entstanden sind und einen Gebdudeschaden darstellen.

Der Versicherungsschutz gegen Uberschwemmung erstreckt sich ohne Riicksicht auf mitwirkende Ursa-
chen nicht auf Schaden durch

a) Sturmflut;
b) Riickstau.

Versicherungsschutz besteht fiir versicherte Sachen innerhalb des Versicherungsortes.

Diese Beschrankung gilt nicht fiir Sachen, die infolge eines eingetretenen oder unmittelbar bevorstehen-
den Versicherungsfalles aus dem Versicherungsort entfernt und in zeitlichem und 6rtlichem Zusammen-
hang mit diesem Vorgang beschadigt oder zerstort werden oder abhanden kommen. Unberiihrt bleibt
jedoch § 10 Nr. 1 a.

Versicherungsort ist die im Versicherungsvertrag bezeichnete Wohnung des Versicherungsnehmers. Zur
Wohnung gehdren auch Raume in Nebengebduden auf demselben Grundstiick.

Versicherungsschutz besteht auch in Garagen in der Ndhe des Versicherungsortes, soweit sie aus-
schliefllich vom Versicherungsnehmer oder einer mit ihm in hauslicher Gemeinschaft lebenden Person
zu privaten Zwecken genutzt werden.

Versicherungsschutz besteht auch in Tresorraumen von Geldinstituten, soweit dort Kundenschlieffacher
vom Versicherungsnehmer oder einer mit ihm in hauslicher Gemeinschaft lebenden Person zu privaten
Zwecken genutzt werden. Die Entschadigung ist je Versicherungsfall auf 5 Prozent der Versicherungs-
summe begrenzt, soweit nicht etwas anderes vereinbart wurde.

Dem Versicherungsnehmer gehdrende Waschmaschinen und Waschetrockner sind auch in Raumen ver-
sichert, die der Versicherungsnehmer gemeinsam mit anderen Hausbewohnern nutzt.

Fiir Rundfunk- und Fernsehantennenanlagen sowie fiir Markisen gilt als Versicherungsort das gesamte
Grundstiick, auf dem die versicherte Wohnung liegt.

Nicht zur Wohnung gehdren Raume, die ausschlieBlich beruflich oder gewerblich genutzt werden.

Bei Schaden durch Raub miissen alle Voraussetzungen gemaf § 5 Nr. 2 innerhalb des Versicherungsor-
tes verwirklicht worden sein.

Anderungen der Anschrift des Versicherungsnehmers sind dem Versicherer zur Vermeidung von Nachtei-
len mitzuteilen. Ansonsten gelten Erkldarungen, die der Versicherer per Einschreiben an die letzte ihm
bekannte Adresse des Versicherungsnehmers sendet, als zugegangen. | EIIIIID

Eine Anderung des Namens des Versicherungsnehmers ist dem Versicherer mitzuteilen.

Im Falle eines Wechsels der in § 11 Nr. 2 genannten Wohnung des Versicherungsnehmers geht der Versi-
cherungsschutz auf die neue Wohnung tiber. Behalt der Versicherungsnehmer in diesem Falle die in

§ 11 Nr. 2 genannte Wohnung bei, so liegt ein Wohnungswechsel nur vor, wenn er die neue Wohnung in
derselben Weise wie die bisherige nutzt.

Wahrend des Wohnungswechsels besteht Versicherungsschutz in beiden Wohnungen. Der Versiche-
rungsschutz in der bisherigen Wohnung erlischt jedoch spatestens zwei Monate nach Umzugsbeginn.

Liegt die neue Wohnung nicht innerhalb der Bundesrepublik Deutschland, so ist Abs. 1 nicht anzuwen-
den. Das Versicherungsverhaltnis endet, sobald gemaf Abs. 2 der Versicherungsschutz fiir die bisherige
Wohnung erlischt.

Ein Wohnungswechsel ist dem Versicherer spatestens bei Umzugsbeginn unter Angabe der neuen Wohn-
flache in Quadratmetern schriftlich anzuzeigen.

Liegt nach einem Umzug die neue Wohnung an einem Ort, fiir den der Tarif des Versicherers einen ande-
ren Beitragssatz vorsieht, so dndert sich ab Umzugsbeginn der Beitrag entsprechend diesem Tarif.

Der Versicherungsnehmer kann den Vertrag kiindigen, wenn sich der Beitrag gemaf Nr. 4 erhoht. Die
Kiindigung hat spatestens einen Monat nach Zugang der Mitteilung {iber den erhéhten Beitrag zu erfol-
gen. Sie wird einen Monat nach Zugang wirksam. Die Kiindigung ist schriftlich zu erklaren.

Der Versicherer kann in diesem Fall den Beitrag nur zeitanteilig bis zur Wirksamkeit der Kiindigung bean-
spruchen. Ist die Anzeige gemaf} Nr. 3 erfolgt, so wird dieser Beitrag nur in der fiir die bisherige Woh-
nung maRgebenden Hohe geschuldet.

Zieht bei einer Trennung von Ehegatten der Versicherungsnehmer aus der Enewohnung aus und bleibt
der Ehegatte in der bisherigen Ehewohnung zuriick, so gelten als Versicherungsort die neue Wohnung
des Versicherungsnehmers und die bisherige Ehewohnung. Dies gilt bis zu einer Anderung des Versiche-
rungsvertrages, langstens bis zum Ablauf von drei Monaten nach der ndchsten, auf den Auszug des Ver-
sicherungsnehmers folgenden Beitragsfalligkeit. Danach besteht Versicherungsschutz nur noch in der
neuen Wohnung des Versicherungsnehmers.
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1. Versicherte Sachen, die Eigentum des Versicherungsnehmers oder einer mit ihm in hduslicher Gemein-
schaft lebenden Person sind oder die deren Gebrauch dienen, sind weltweit auch versichert, solange sie
sich voriibergehend auRerhalb der Wohnung befinden. Zeitrdume von mehr als drei Monaten gelten
nicht als voriibergehend.

2. Halt sich der Versicherungsnehmer oder eine mit ihm in hauslicher Gemeinschaft lebende Person zur
Ausbildung, zur Erfiillung von Wehrpflicht oder Zivildienst auferhalb der Wohnung auf, so gilt dies so
lange als voriibergehend, wie sie nicht dort einen eigenen Haushalt gegriindet haben.

3. Fiir Schaden durch Sturm, Hagel, Uberschwemmung und Lawinen besteht AuRenversicherungsschutz
nur, wenn sich die Sachen in Gebduden befinden.

4, Flr Schaden durch Einbruchdiebstahl besteht AuRenversicherungsschutz nur, wenn auch die in § 5 Nr. 1
genannten Voraussetzungen entsprechend erfiillt sind.

5. Bei Raub besteht AuBenversicherungsschutz

a) auch dann, wenn der Raub an einer Person begangen wird, die mit dem Versicherungsnehmer in
hduslicher Gemeinschaft lebt;

b) in den Féllen des § 5 Nr. 2 b nur dann, wenn die angedrohte Gewalttat an Ort und Stelle veriibt wer-
den soll.

6. Es gelten die Entschdadigungsgrenzen geméaf} § 22. Die Entschadigung fiir die Auenversicherung ist
jedoch insgesamt auf 10 Prozent der Versicherungssumme, hochstens 20.000 DM, begrenzt.

Der Versicherer tibernimmt den Versicherungsschutz im Vertrauen darauf, daB der Versicherungsnehmer alle
fiir die Ubernahme des Versicherungsschutzes bedeutsamen Umstidnde anzeigt und die im Versicherungsan-
trag gestellten Fragen schriftlich wahrheitsgemaf und vollstiandig beantwortet hat (vorvertragliche Anzeige-
pflicht). Sollen Sachen einer anderen Person versichert werden, so ist auch diese neben dem Versicherungs-
nehmer fiir die wahrheitsgemafe und vollstandige Anzeige risikoerheblicher Umstdnde und die Beantwor-
tung der Fragen verantwortlich. Treten Umstdnde, die fiir die Ubernahme des Versicherungsschutzes Bedeu-
tung haben, nach Unterzeichnung des Antrages und vor Zugang des Versicherungsscheins beim Versiche-
rungsnehmer ein oder dndern sich die bei Antragstellung angegebenen Umstédnde, ist der Versicherungsneh-
mer gleichfalls verpflichtet, dies anzuzeigen. Unrichtige Angaben zu den Gefahrumstdnden oder das arglisti-
ge Verschweigen sonstiger Gefahrumstande kénnen den Versicherer berechtigen, den Versicherungsschutz
zu versagen, vom Vertrag zuriickzutreten oder den Vertrag anzufechten

1. Nach Abschluf’ des Vertrages diirfen Gefahrerhhungen nur mit Einwilligung des Versicherers vorgenom-

men werden. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dem Versicherer unverziiglich alle nach Vertrags-
schluf3 eintretenden, die ibernommene Gefahr erh6henden Umstande mitzuteilen. Dies gilt sowohl fiir
die vom Versicherungsnehmer als auch von Dritten mit Duldung des Versicherungsnehmers verursachten
Gefahrerh6hungen.
Die Anzeigepflicht besteht auch fiir Gefahrerh6hungen, die nach Antragstellung und vor Annahme des
Antrags eintreten. Kommt der Versicherungsnehmer seiner Anzeigepflicht nicht nach, kann der Ver-
sicherer berechtigt sein, den Versicherungsschutz zu versagen und den Vertrag zu kiindigen | N [l

2. Eine Gefahrerh6hung nach Antragstellung liegt insbesondere vor, wenn

a) sich anladBlich eines Wohnungswechsels oder aus sonstigen Griinden ein Umstand andert, nach
dem im Antrag gefragt worden ist;

b) die ansonsten stdndig bewohnte Wohnung ldnger als 60 Tage oder iber eine fiir den Einzelfall ver-
einbarte langere Frist hinaus unbewohnt bleibt und auch nicht beaufsichtigt wird; beaufsichtigt ist
eine Wohnung nur dann, wenn sich wahrend der Nacht eine dazu berechtigte volljahrige Person dar-
in aufhalt;

¢) vereinbarte Sicherungen beseitigt oder vermindert werden. Das gilt auch bei Wohnungswechsel.

1. Der Versicherungsnehmer hat
a) alle gesetzlichen, behordlichen oder vereinbarten Sicherheitsvorschriften zu beachten;

b) in der kalten Jahreszeit entweder die Wohnung ausreichend zu beheizen oder alle wasserfiihrenden
Anlagen und Einrichtungen zu entleeren und entleert zu halten.

2. Verletzt der Versicherungsnehmer oder sein Reprdasentant eine dieser Obliegenheiten, so ist der Versi-
cherer nach MaRgabe des [ VVG zur Kiindigung berechtigt oder auch leistungsfrei. Eine Kiindigung des
Versicherers wird einen Monat nach Zugang wirksam.

Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn die Verletzung weder auf Vorsatz noch auf || | NGcNcNIGzcNING
beruht.

Fithrt die Verletzung zu einer Gefahrerhohung, so gelten die §§ [l VVG. Danach kann der Versi-
cherer zur Kiindigung berechtigt oder auch leistungsfrei sein.

1. Die Beitrdage enthalten etwaige Versicherungsteuer und beriicksichtigen etwaige Zuschldge fiir unterjah-
rige Zahlungsweise.
Der erste oder einmalige Beitrag wird — wenn nichts anderes bestimmt ist — mit Zugang des Versiche-
rungsscheines und der Zahlungsaufforderung fallig, im Falle des Vertragsabschlusses gemaf
/G nach Ablauf der Widerspruchsfrist. Folgebeitrdge sind am vereinbarten Falligkeitsdatum des
jeweiligen Beitragszeitraumes fallig.



§18
Anpassung der Versicherungs-
summe und des Beitragssatzes

10.

Wenn der Versicherungsnehmer den Beitrag nicht unverziiglich nach Falligkeit zahlt und dies zu vertre-
ten hat, so gerét er in Verzug. In diesem Fall ist der Versicherer berechtigt, dem Versicherungsnehmer
Mahnkosten und einen eventuell weitergehenden Schaden zu berechnen. Wenn der Versicherungs-
nehmer bei der Vereinbarung unterjahriger Zahlungsweise in Verzug gerat, wird der ausstehende Jahres-
beitrag zur Zahlung féllig.

Voraussetzung flir den Versicherungsschutz ist die Zahlung des ersten oder einmaligen Beitrags. Wenn
dieser nicht spatestens 14Tage nach Falligkeit gezahlt wird und der Versicherungsnehmer mit der Zah-
lung in Verzug ist, beginnt der Versicherungsschutz nicht zu dem im Versicherungsschein angegebenen
Zeitpunkt. In diesem Falle entféllt auch ein vorldufiger Versicherungsschutz riickwirkend.

Wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig zahlt, kann der Ver-
sicherer von dem Vertrag zuriicktreten, solange der Beitrag nicht gezahlt ist. Macht der Versicherer den
Beitrag nicht innerhalb von drei Monaten ab Zugang des Versicherungsscheines gerichtlich geltend, so
gilt dies als Riicktritt. In diesem Fall kann der Versicherer trotz Leistungsfreiheit eine angemessene
Geschaftsgebiihr verlangen.

Zahlt der Versicherungsnehmer einen Folgebeitrag nicht fristgerecht, wird der Versicherer die Zahlung
schriftlich anmahnen und dem Versicherungsnehmer eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen
setzen. Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Frist mit der Zahlung in Verzug, hat er fiir
Versicherungsfalle, die nach Ablauf dieser Frist eintreten, keinen Versicherungsschutz, wenn der Versi-
cherer in der Mahnung auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.

Ist der Versicherungsnehmer mit einem Folgebeitrag nach Ablauf einer ihm gesetzten Zahlungsfrist von
mindestens zwei Wochen noch in Verzug, so kann der Versicherer den Vertrag fristlos kiindigen. Die Kiin-
digung kann bereits bei Bestimmung der Zahlungsfrist ausgesprochen werden. In diesem Falle wird die
Kiindigung zum Fristablauf wirksam, wenn der Versicherer in dem Kiindigungsschreiben darauf hinge-
wiesen hat und der Versicherungsnehmer bei Fristablauf mit der Zahlung noch in Verzug ist.

Dem Versicherer gebiihrt der Beitrag bis zum Ende der laufenden Versicherungsperiode.

Die Wirkungen der Kiindigung entfallen, wenn der Versicherungsnehmer die Zahlung innerhalb eines
Monats nach der Kiindigung oder — falls die Kiindigung mit der Bestimmung der Zahlungsfrist verbunden
war — innerhalb eines Monats nach Ablauf der Zahlungsfrist nachholt. Fiir einen zwischenzeitlich einge-
tretenen Versicherungsfall besteht jedoch kein Versicherungsschutz.

Ist vereinbart, da der Versicherer die jeweils falligen Beitrdge von einem Konto einziehen darf, und
kann ein Beitrag aus Griinden, die der Versicherungsnehmer zu vertreten hat, nicht fristgerecht eingezo-
gen werden oder widerspricht der Versicherungsnehmer einer berechtigten Einziehung von seinem Kon-
to, so gerdt er in Verzug, und der Versicherer kann dem Versicherungsnehmer auch die daraus entste-
henden Kosten in Rechnung stellen. Der Versicherer ist zu weiteren Abbuchungsversuchen berechtigt,
aber nicht verpflichtet.

Ist die Einziehung eines Beitrages aus Griinden, die der Versicherungsnehmer nicht zu vertreten hat,
nicht moglich, so kommt er erst in Verzug, wenn er nach schriftlicher Zahlungsaufforderung nicht fristge-
recht zahlt.

Kann aufgrund eines Widerspruchs oder aus anderen Griinden ein Beitrag nicht eingezogen werden, so
kann der Versicherer von weiteren Einzugsversuchen absehen und den Versicherungsnehmer schriftlich
zur Zahlung durch Uberweisung auffordern. Bei Vereinbarung monatlicher Zahlungsweise gilt in diesem
Fall vierteljahrliche Zahlung als vereinbart.

Die Haftung des Versicherers beginnt zum vereinbarten Zeitpunkt, und zwar auch dann, wenn zur
Beitragszahlung erst spadter aufgefordert, der Beitrag aber unverziiglich gezahlt wird. Ist dem Ver-
sicherungsnehmer bei Antragstellung bekannt, da3 ein Versicherungsfall bereits eingetreten ist, so
besteht dafiir keine Leistungspflicht.

Versicherungsvertrage von mindestens einjahriger Dauer verldangern sich von Jahr zu Jahr, wenn sie nicht
spdtestens drei Monate vor Ablauf schriftlich gekiindigt werden.

Endet das Versicherungsverhéltnis vor Ablauf der Vertragszeit oder wird es riickwirkend aufgehoben oder
ist es von Anfang an ungiiltig, so gebiihrt dem Versicherer Beitrag oder Geschaftsgebiihr gemaf dem

Versicherungsvertragsgesetz || GcGczcIczEzNzNGD .

. Kiindigt der Versicherer, so hat er den Bei-
trag fiir das laufende Versicherungsjahr nach dem Verhéltnis der noch nicht abgelaufenen zu der gesam-
ten Zeit des Versicherungsjahres zuriickzuzahlen.

Das Versicherungsverhéltnis endet zwei Monate nach dem Tod des Versicherungsnehmers, wenn nicht
spatestens zu dieser Zeit ein Erbe die Wohnung in derselben Weise wie der frithere Versicherungsneh-
mer nutzt.

Anpassung der Versicherungssumme

a) Die Versicherungssumme erhéht oder vermindert sich mit Beginn eines jeden Versicherungsjahres
entsprechend dem Prozentsatz, um den sich der Preisindex fiir ,,Andere Verbrauchs- und Gebrauchs-
gliter ohne Nahrungsmittel und ohne normalerweise nicht in der Wohnung gelagerte Giiter* aus
dem Preisindex der Lebenshaltungskosten aller privaten Haushalte im vergangenen Kalenderjahr
gegeniiber dem davorliegenden Kalenderjahr verdandert hat. Der Veranderungsprozentsatz wird auf
eine ganze Zahl abgerundet. MaRgebend ist der vom Statistischen Bundesamt jeweils fiir den Monat
September veroffentlichte Index.

Die neue Versicherungssumme wird auf volle Tausend DM aufgerundet und dem Versicherungsneh-
mer bekanntgegeben.

Der Beitrag wird aus der neuen Versicherungssumme berechnet.
11
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b) Die vereinbarte oder nach a angepafte Versicherungssumme erhsht sich um einen Vorsorgebetrag
von 10 Prozent.

c) Innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung tiber die angepaBte Versicherungssumme kann
der Versicherungsnehmer durch schriftliche Erkldarung die Anpassung mit Wirkung fiir den Zeitpunkt
aufheben, in dem die Anpassung wirksam werden sollte.

d) Das Recht auf Herabsetzung der Versicherungssumme wegen erheblicher Uberversicherung
I b <ibt unberiihrt.

Anpassung der Beitragssatzes

a) Der Versicherer kann den Beitrag pro Tausend DM Versicherungssumme (Beitragssatz) fiir bestehen-
de Versicherungsvertrdge, auch soweit er fiir erweiterten Versicherungsschutz vereinbart ist, zum
Beginn des ndchsten Versicherungsjahres erhohen, wenn sich das Verhaltnis der Summe der Scha-
denzahlungen zum Gesamtbetrag der Versicherungssummen (Schadensatz) der Hausratversicherun-
gen der Gothaer Versicherungsbank VVaG im Durchschnitt der geméaft b maigebenden Jahre erhoht
hat.

Der Schadensatz wird fiir die versicherten Gefahren und Tarifzonen getrennt ermittelt.

b) Die Berechnung wird fiir das vorletzte, drittletzte und viertletzte Kalenderjahr vor Beginn des Versi-
cherungsjahres im Verhdltnis zu dem jeweils davor abgelaufenen Kalenderjahr vorgenommen. Aus
diesen drei Veranderungssdtzen wird der gemafl a maBgebende Durchschnitt berechnet. Bei den
Berechnungen wird auf zwei Stellen hinter dem Komma gerundet.

c) Die Beitragssatze verandern sich entsprechend den gemaR a und b ermittelten durchschnittlichen
Veranderungssdtzen. Der gednderte Beitragssatz wird auf zwei Stellen hinter dem Komma abgerun-
det. Er darf den zum Zeitpunkt der Anderung geltenden Tarifbeitragssatz nicht iibersteigen. Diese
Grenze gilt jedoch nur, wenn sich der Tarifbeitrag auf eine unveranderte Gruppe versicherbarer Risi-
ken bezieht.

d) Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag innerhalb eines Monats nach Eingang der
Mitteilung des Versicherers tiber die Erhohung des Beitragssatzes mit sofortiger Wirkung, friihestens
jedoch zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Erhéhung kiindigen.

Die Kiindigung ist schriftlich zu erklaren.

Der Versicherer ist berechtigt,
- bei Anderung von Gesetzen, auf denen die Bestimmungen des Versicherungsvertrages beruhen,

- bei unmittelbar den Versicherungsvertrag betreffenden Anderungen der hdchstrichterlichen Recht-
sprechung, der Verwaltungspraxis des Bundesaufsichtsamtes fiir das Versicherungswesen oder der
Kartellbehorden,

— im Fall der Unwirksamkeit von Bedingungen sowie
— zur Abwendung einer kartell- oder aufsichtsbehordlichen Beanstandung

einzelne Bedingungen mit Wirkung fiir bestehende Vertrage zu ergdnzen oder zu ersetzen. Die neuen

Bedingungen sollen den ersetzten rechtlich und wirtschaftlich weitestgehend entsprechen. Sie diirfen
die Versicherten auch unter Beriicksichtigung der bisherigen Auslegung in rechtlicher und wirtschaft-

licher Hinsicht nicht unzumutbar benachteiligen.

Die gednderten Bedingungen werden dem Versicherungsnehmer bekanntgegeben und erldutert. Sie gel-
ten als genehmigt, wenn der Versicherungsnehmer nicht innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe
schriftlich widerspricht. Hierauf wird er bei der Bekanntgabe besonders hingewiesen. Zur Fristwahrung
ist die Absendung ausreichend. Bei fristgerechtem Widerspruch laufen die Vertrage mit den urspriing-
lichen Bedingungen weiter.

Zur Beseitigung von Auslegungszweifeln kann der Versicherer den Wortlaut von Bedingungen @ndern,
wenn diese Anpassung im bisherigen Bedingungstext Anklang gefunden hat und den objektiven Willen
sowie die Interessen beider Parteien beriicksichtigt. Das Verfahren nach Nr. 2 ist zu beachten.

Soweit die Versicherung fiir fremde Rechnung genommen ist, kann der Versicherungsnehmer iiber die
Rechte des Versicherten im eigenen Namen verfiigen. Der Versicherungsnehmer ist ohne Zustimmung
des Versicherten berechtigt, die Entschdadigung entgegenzunehmen oder die Rechte des Versicherten zu
ibertragen, auch wenn er nicht im Besitz des Versicherungsscheines ist. Der Versicherer kann jedoch vor
Auszahlung der Entschddigung den Nachweis verlangen, daf} der Versicherte seine Zustimmung zu der
Auszahlung der Entschddigung erteilt hat.

Der Versicherte kann iiber seine Rechte nicht verfiigen, selbst wenn er im Besitz des Versicherungsschei-
nes ist. Er kann die Zahlung der Entschadigung nur mit Zustimmung des Versicherungsnehmers verlan-
gen.

Soweit Kenntnis oder Verhalten des Versicherungsnehmers von rechtlicher Bedeutung ist, kommt auch
Kenntnis oder Verhalten des Versicherten in Betracht. Im tbrigen gilt [l vvG.

Ersetzt werden

a) bei zerstorten oder abhanden gekommenen Sachen der Versicherungswert zum Zeitpunkt des Versi-
cherungsfalles;

b) bei beschadigten Sachen die notwendigen Reparaturkosten zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles
zuzliglich einer etwa verbleibenden Wertminderung, hochstens jedoch der Versicherungswert.

Restwerte werden angerechnet.



§22
Entschddigungsgrenzen fiir
Wertsachen einschlieBlich
Bargeld

§23
Mehrfachversicherung;
Uberversicherung;
Doppelversicherung

§24

Anzeige des Versicherungsfalles;
Auskunftspflicht des Versiche-
rungsnehmers nach Eintritt
eines Versicherungsfalles

Versicherungswert ist der Wiederbeschaffungspreis von Sachen gleicher Art und Giite in neuwertigem
Zustand (Neuwert).

Falls Sachen fiir ihren Zweck im Haushalt des Versicherungsnehmers nicht mehr zu verwenden sind, ist
Versicherungswert der fiir den Versicherungsnehmer erzielbare Verkaufspreis (gemeiner Wert).

Fiir Antiquitaten und Kunstgegenstdnde ist Versicherungswert der Wiederbeschaffungspreis von Sachen
gleicher Art und Giite.

Ist die Versicherungssumme niedriger als der Versicherungswert der versicherten Sachen zum Zeitpunkt
des Versicherungsfalles (Unterversicherung), so wird nur der Teil des gemaB Nr.1 und Nr.2 ermittelten
Betrages ersetzt, der sich zu dem ganzen Betrag verhélt wie die Versicherungssumme zu dem Versiche-
rungswert.

Nr. 1 bis Nr. 4 gelten entsprechend fiir die Berechnung der Entschadigung versicherter Kosten gemaf
§2.

Ist die Entschadigung gemaf § 22 auf bestimmte Betrdge begrenzt, so werden bei Ermittlung des
Versicherungswertes der dort genannten Sachen héchstens diese Betrdge beriicksichtigt. Der bei Unter-
versicherung nur teilweise zu ersetzende Gesamtbetrag des Schadens wird ohne Riicksicht auf Entscha-
digungsgrenzen ermittelt; fiir die Hohe der Entschddigung gelten jedoch die Grenzen gemaf3 § 22.

Die Entschadigung fiir versicherte Sachen ist je Versicherungsfall auf die Versicherungssumme begrenzt.
Versicherte Kosten werden bis 10 Prozent auch tiber die Versicherungssumme hinaus ersetzt.
Schadenabwendungs- und Schadenminderungskosten, die auf Weisung des Versicherers verursacht wer-
den, werden unbegrenzt ersetzt.

Der bedingungsgemaf als entschadigungspflichtig errechnete Betrag einschlieflich Aufwendungsersatz
gemaf [l VVG wird je Versicherungsfall um den vereinbarten Selbstbehalt gekiirzt.

Wertsachen sind
a) Bargeld;
b) Urkunden einschlielich Sparbiicher und sonstige Wertpapiere;

¢) Schmucksachen, Edelsteine, Perlen, Briefmarken, Miinzen und Medaillen, Telefonkarten sowie alle
Sachen aus Gold oder Platin;

d) Pelze, handgekniipfte Teppiche und Gobelins, Kunstgegenstdnde (z.B. Gemdlde, Collagen, Zeich-
nungen, Graphiken und Plastiken) sowie nicht in c genannte Sachen aus Silber;

e) sonstige Sachen, die tiber 100 Jahre alt sind (Antiquitdten), jedoch mit Ausnahme von Mabel-
stiicken.

Die Entschddigung fiir Wertsachen ist je Versicherungsfall auf insgesamt 20 Prozent der Versicherungs-
summe begrenzt, soweit nicht etwas anderes vereinbart wurde.

Ferner ist fiir Wertsachen, die sich aufierhalb verschlossener mehrwandiger Stahlschranke mit einem
Mindestgewicht von 200 kg und auch auerhalb eingemauerter Stahlwandschranke mit mehrwandiger
Tir oder auBerhalb besonders vereinbarter sonstiger verschlossener Behaltnisse mit zusatzlichen
Sicherheitsmerkmalen befinden, die Entschddigung je Versicherungsfall begrenzt auf

a) 2.000 DM fiir Bargeld, ausgenommen Miinzen, deren Versicherungswert den Nennbetrag iibersteigt;
b) insgesamt 5.000 DM fiir Wertsachen gemé&s Nr. 1 b;
c) insgesamt 40.000 DM fiir Wertsachen gemaf Nr. 1 c.

Schliefit der Versicherungsnehmer fiir dieselbe Sache anderweitige Versicherungen bei anderen Versi-
cherern gegen gleichartige Risiken ab, hat er dies dem Versicherer unverziiglich unter Bezeichnung des
Versicherers und der Versicherungssumme anzuzeigen. Kommt der Versicherungsnehmer dieser Pflicht
nicht nach, kann dies zur Leistungsfreiheit des Versicherers fiihren.

Bestehen fiir versicherte Sachen mehrere Hausratversicherungsvertrage desselben oder verschiedener
Versicherungsnehmer, so erméafigt sich der Anspruch geméafl §§ 13 oder 22 Nr. 3 aus diesem Vertrag in
der Weise, daf} aus allen Vertrdgen insgesamt keine héhere Entschadigung geleistet wird, als wenn der
Gesamtbetrag der Versicherungssummen im vorliegenden Vertrag in Deckung gegeben worden ware.

Ubersteigt die Versicherungssumme den Wert der versicherten Sachen erheblich, so kann sowohl der
Versicherungsnehmer als auch der Versicherer zur Beseitigung der Uberversicherung die Herabsetzung
der Versicherungssumme und des Beitrages mit sofortiger Wirkung verlangen

Im Falle einer Doppelversicherung gelten | NGcNzNzGGc.

Bei Eintritt eines Versicherungsfalles hat der Versicherungsnehmer

a) den Schaden dem Versicherer unverziiglich anzuzeigen;

b) einen Schaden durch Einbruchdiebstahl, Vandalismus oder Raub unverziiglich der zusténdigen Poli-
zeidienststelle anzuzeigen;

c) derzustdndigen Polizeidienststelle unverziiglich ein Verzeichnis der abhanden gekommenen
Sachen einzureichen;

d) abhanden gekommene Sparbiicher und andere sperrfahige Urkunden unverziiglich sperren zu las-
sen sowie fiir abhanden gekommene Wertpapiere das Aufgebotsverfahren einzuleiten;

e) einvon ihm unterschriebenes Verzeichnis der abhanden gekommenen, zerstérten oder beschédig-

ten Sachen dem Versicherer unverziiglich vorzulegen. Der Versicherungswert der Sachen oder der

Anschaffungspreis und das Anschaffungsjahr sind dabei anzugeben.
13



§25
Wegfall der Entschéddigungs-
pflicht

§26
Sachversténdigenverfahren

14

2.

f) alle nach den Umstdnden geeigneten und zumutbaren Manahmen zur Abwendung und Begren-
zung des Schadens zu treffen und hierbei Weisungen des Versicherers zu befolgen. Verstofle gegen
diese Schadenminderungspflicht konnen zur Leistungsfreiheit des Versicherers fiihren. Soweit nach
den Umstdnden moglich, muf der Versicherungsnehmer den Versicherer nach solchen Anweisungen
befragen. Kommt es zu widersprechenden Anweisungen mehrerer Versicherer, ist der Versicherungs-
nehmer verpflichtet, die nach seinem pflichtgem&fien Ermessen erforderlichen Vorkehrungen zu tref-
fen. Die Kosten etwaiger erforderlicher MaBnahmen zur Schadenminderung tibernimmt der Versiche-
rer.

g) dem Versicherer Auskiinfte zu erteilen und alle Unterlagen, nach denen in der Schadenanzeige
gefragt wird und die der Versicherer billigerweise verlangen kann, einzureichen.

Zur Klarung der Leistungspflicht des Versicherers kann dieser — soweit zumutbar — notwendige wei-
tere Nachweise verlangen und erforderliche Erhebungen selbst anstellen. Kommt der Versicherungs-
nehmer diesen Anzeige- und Auskunftspflichten nicht nach, kann Leistungsfreiheit des Versicherers
eintreten.

Verletzt der Versicherungsnehmer oder sein Reprasentant eine dieser Obliegenheiten, so ist der Versi-
cherer nach MaBgabe des Versicherungsvertragsgesetzes | NGcGcCcNGEG o dor
Entschadigungspflicht frei.

Sind abhanden gekommene Sachen der Polizeidienststelle nicht oder nicht unverziiglich angezeigt wor-
den, so kann der Versicherer nur fiir diese Sachen von der Entschadigungspflicht frei sein.

Hatte eine vorsétzliche Obliegenheitsverletzung Einflufl weder auf die Feststellung des Versicherungsfal-
les noch auf die Feststellung oder den Umfang der Entschddigung, so entféllt die Leistungsfreiheit
gemaf Nr. 2, wenn die Verletzung nicht geeignet war, die Interessen des Versicherers ernsthaft zu beein-
trachtigen, und wenn auBerdem den Versicherungsnehmer kein erhebliches Verschulden trifft.

Versucht der Versicherungsnehmer, den Versicherer arglistig tiber Tatsachen zu tauschen, die fiir den Grund
oder fiir die Hohe der Entschadigung von Bedeutung sind, so ist der Versicherer von der Entschddigungs-

pflicht frei. Dies gilt auch, wenn die arglistige Tduschung sich auf einen anderen zwischen den Parteien iiber
dieselbe Gefahr abgeschlossenen Versicherungsvertrag bezieht.

Versicherungsnehmer und Versicherer kdnnen nach Eintritt des Versicherungsfalles vereinbaren, daf} die
Hohe des Schadens durch Sachversténdige festgestellt wird. Das Sachverstandigenverfahren kann durch
Vereinbarung auf sonstige tatsachliche Voraussetzungen des Entschddigungsanspruchs sowie der Hohe
der Entschadigung ausgedehnt werden.

Der Versicherungsnehmer kann ein Sachverstandigenverfahren auch durch einseitige Erklarung gegenii-
ber dem Versicherer verlangen.

Fiir das Sachverstandigenverfahren gilt:

a) Jede Partei benennt schriftlich einen Sachverstdandigen und kann dann die andere unter Angabe des
von ihr benannten Sachverstdndigen schriftlich auffordern, den zweiten Sachverstandigen zu
benennen. Wird der zweite Sachverstdndige nicht binnen zwei Wochen nach Empfang der Aufforde-
rung benannt, so kann ihn die auffordernde Partei durch das fiir den Schadenort zustandige Amts-
gericht ernennen lassen. In der Aufforderung ist auf diese Folge hinzuweisen.

b) Beide Sachverstindige benennen schriftlich vor Beginn des Feststellungsverfahrens einen dritten
Sachverstandigen als Obmann. Einigen sie sich nicht, so wird der Obmann auf Antrag einer Partei
durch das fiir den Schadenort zustandige Amtsgericht ernannt.

¢) Der Versicherer darf als Sachverstandige keine Personen benennen, die Mitbewerber des Ver-
sicherungsnehmers sind oder mit ihm in dauernder Geschéftsverbindung stehen, ferner keine Per-
sonen, die bei Mitbewerbern oder Geschaftspartnern angestellt sind oder mit ihnen in einem dhn-
lichen Verhéltnis stehen.

Dies gilt entsprechend fiir die Benennung eines Obmannes durch die Sachverstandigen.

Die Feststellungen der Sachverstandigen miissen enthalten:

a) ein Verzeichnis der zerstorten, beschéddigten oder abhanden gekommenen Sachen sowie deren Ver-
sicherungswert zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles;

b) bei beschadigten Sachen die Betrdge gemaf § 21 Nr. 1 b;
c) die Restwerte der von dem Schaden betroffenen Sachen;
d) entstandene Kosten, die gemaR § 2 versichert sind.

Die Sachversténdigen tibermitteln beiden Parteien gleichzeitig ihre Feststellungen. Weichen die Feststel-
lungen voneinander ab, so {ibergibt der Versicherer sie unverziiglich dem Obmann. Dieser entscheidet
Uber die streitig gebliebenen Punkte innerhalb der durch die Feststellungen der Sachverstandigen gezo-
genen Grenzen und Ubermittelt seine Entscheidung beiden Parteien gleichzeitig.

Jede Partei tragt die Kosten ihres Sachverstandigen. Die Kosten des Obmannes tragen beide Parteien je
zur Halfte.

Die Feststellungen der Sachverstdandigen oder des Obmannes sind verbindlich, wenn nicht nachgewie-
sen wird, daf sie offenbar von der wirklichen Sachlage erheblich abweichen. Aufgrund dieser verbind-
lichen Feststellungen berechnet der Versicherer geméaf} §§ 21 bis 23 die Entschddigung.

Durch das Sachverstandigenverfahren werden die Obliegenheiten des Versicherungsnehmers gemaf3 §
24 Nr. 1 nicht berihrt.



§27
Zahlung der Entschddigung

§28
Verjahrung; Klagefrist

§29
Wiederherbeigeschaffte Sachen

§30
Kiindigung nach dem
Versicherungsfall

§31
Versicherungssumme nach dem
Versicherungsfall

§32
Kiindigung

§33
Anzeigepflicht bei VerduB3erung
der versicherten Sache

—

Ist die Leistungspflicht des Versicherers dem Grunde und der Hohe nach festgestellt, so hat die Auszah-
lung der Entschadigung binnen zwei Wochen zu erfolgen. Jedoch kann einen Monat nach Anzeige des
Schadens als Abschlagszahlung der Betrag beansprucht werden, der nach Lage der Sache mindestens
zu zahlen ist.

N

Die Entschadigung ist seit Anzeige des Schadens mit 1 Prozent unter dem Diskontsatz der Deutschen
Bundesbank zu verzinsen, mindestens jedoch mit 4 Prozent und héchstens mit 6 Prozent pro Jahr,
soweit nicht aus anderen Griinden ein héherer Zins zu entrichten ist.

Die Verzinsung entfallt, soweit die Entschadigung innerhalb eines Monats seit Anzeige des Schadens
gezahlt wird.

Zinsen werden erst fdllig, wenn die Entschadigung fallig ist.

W

Die Entstehung des Anspruchs auf Abschlagszahlung und der Beginn der Verzinsung verschieben sich
um den Zeitraum, um den die Feststellung der Leistungspflicht des Versicherers dem Grunde oder der
Hohe nach durch Verschulden des Versicherungsnehmers verzogert wurde.

4. Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange
a) Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versicherungsnehmers bestehen;

b) gegen den Versicherungsnehmer oder seinen Reprasentanten aus Anlaf3 des Versicherungsfalles ein
behordliches oder strafrechtliches Verfahren lduft.

=y

Wird der Verbleib abhanden gekommener Sachen ermittelt, so hat der Versicherungsnehmer dies dem
Versicherer unverziiglich schriftlich anzuzeigen.

N

Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden gekommenen Sache zuriickerlangt, nachdem
fiir diese Sache eine Entschadigung gezahlt worden ist, so hat er die Entschadigung zuriickzuzahlen
oder die Sache dem Versicherer zur Verfligung zu stellen. Der Versicherungsnehmer hat dieses Wahlrecht
innerhalb eines Monats nach Empfang einer schriftlichen Aufforderung des Versicherers auszuiiben.
Nach fruchtlosem Ablauf dieser Frist geht das Wahlrecht auf den Versicherer iiber.

—

Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles konnen sowohl der Versicherungsnehmer als auch der Versi-
cherer den Versicherungsvertrag kiindigen.

N

Die Kiindigung ist schriftlich zu erkldren. Sie muf} spdtestens einen Monat nach Auszahlung der Entscha-
digung zugehen.

W

Das Kiindigungsrecht entsteht auch, wenn die Entschadigung aus Griinden abgelehnt wird, die den Ein-
tritt des Versicherungsfalles unberiihrt lassen.

4. Die Kiindigung wird einen Monat nach ihrem Zugang wirksam. Der Versicherungsnehmer kann bestim-
men, daf} seine Kiindigung sofort oder zu einem anderen Zeitpunkt wirksam wird, jedoch spatestens
zum SchluB des laufenden Versicherungsjahres.

Die Versicherungssumme vermindert sich nicht dadurch, daB eine Entschadigung geleistet wird.

Versicherungsnehmer und Versicherer konnen unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten zum Ende des
laufenden Versicherungsjahres durch schriftliche Erkldrung verlangen, da® der Versicherungsschutz fiir Uber-
schwemmung, Erdbeben, Erdsenkung, Erdrutsch, Schneedruck und Lawinen (§ 3 Nr. 6, § 9) mit Beginn des
ndchsten Versicherungsjahres entfallt.

Macht der Versicherer von diesem Recht Gebrauch, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb
eines Monats nach Zugang der Erkldrung des Versicherers zum Ende des laufenden Versicherungsjahres kiin-
digen.

Die Verduf3erung der versicherten Sache ist dem Versicherer von dem Verdufierer oder dem Erwerber unver-
ziiglich mitzuteilen. Bei einer zu vertretenden Verletzung dieser Obliegenheit kann der Versicherer nach Maf-
gabe des § 71 VVG leistungsfrei sein. Hinsichtlich der durch das Versicherungsverhéltnis gegen ihn begriin-
deten Forderungen muf der Versicherer die VerduBerung erst dann gegen sich gelten lassen, wenn er von ihr
Kenntnis erlangt. Die Vorschriften der §§ 406 bis 408 des Biirgerlichen Gesetzbuches finden entsprechende
Anwendung.



§34
Inlandische Gerichtsstidnde

§35
Schriftliche Form; Zuriickweisung
von Kiindigungen

§36
Schlu3bestimmung
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Dem Versicherungsvertrag liegt das Recht der Bundesrepublik Deutschland zugrunde. Anspriiche aus dem
Versicherungsvertrag konnen gegen den Versicherer bei dem fiir dessen Geschéftssitz oder fiir den
Geschaftssitz der vertragsfiihrenden Niederlassung 6rtlich zustandigen Gericht geltend gemacht werden. Ist
der Vertrag durch Vermittlung eines Vertreters zustande gekommen, kann auch das Gericht des Ortes angeru-
fen werden, an dem der Vertreter zur Zeit der Vermittlung seine gewerbliche Niederlassung oder, wenn er
eine solche nicht unterhilt, seinen Wohnsitz hat.

Der Versicherer kann Anspriiche aus dem Versicherungsvertrag an dem fiir den Wohnsitz des Versicherungs-
nehmers zustandigen Gericht geltend machen. Weitere gesetzliche Gerichtsstande konnen sich an dem fiir
den Sitz oder die Niederlassung des Geschéfts- oder Gewerbebetriebs des Versicherungsnehmers ortlich
zustdndigen Gericht ergeben.

1. Anzeigen und Erklarungen des Versicherungsnehmers bediirfen der Schriftform.

2. st eine Kiindigung des Versicherungsnehmers unwirksam, so wird die Kiindigung wirksam, falls der Ver-
sicherer sie nicht unverziiglich zuriickweist.

1. Soweit nicht in den Versicherungsbedingungen Abweichendes bestimmt ist, gelten die gesetzlichen Vor-
schriften.

2. Ein Auszug aus dem Versicherungsvertragsgesetz (VVG), der insbesondere die in diesen Versicherungs-
bedingungen erwdhnten Bestimmungen enthlt, ist dem Bedingungstext beigefiigt.



Klauseln zur Hausrat-Versicherung (VHB 95)

Soweit im Antrag vereinbart gelten die folgenden Klauseln fiir die Gothaer Hausrat-Versicherung (VHB95)

Kein Abzug wegen 1. Der Versicherer nimmt abweichend von §§ 21 Nr. 4 und Nr. 5 VHB95, [l VVG keinen Abzug wegen Unter-
Unterversicherung versicherung vor.
(7712) 2. Nr. 1 gilt nur, solange nicht ein weiterer Hausratversicherungsvertrag desselben Versicherungsnehmers

fiir denselben Versicherungsort ohne entsprechende Vereinbarung gemaf Nr. 1 besteht.

3. Versicherungsnehmer und Versicherer konnen unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten zum Ende
des laufenden Versicherungsjahres durch schriftliche Erklarung verlangen, da diese Bestimmungen mit
Beginn des ndchsten Versicherungsjahres entfallen.

Macht der Versicherer von diesem Recht Gebrauch, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag inner-
halb eines Monats nach Zugang der Erkldrung des Versicherers zum Ende des laufenden Versicherungs-
jahres kiindigen.

Fahrraddiebstahl 1. Fir Fahrrader erstreckt sich der Versicherungsschutz auch auf Schaden durch Diebstahl, wenn nachweis-
(7110) lich
a) das Fahrrad zur Zeit des Diebstahls in verkehrsiiblicher Weise durch ein Schlof gesichert war und
auflerdem

b) der Diebstahl zwischen 6 Uhr und 22 Uhr veriibt wurde oder sich das Fahrrad zur Zeit des Diebstahls
in Gebrauch oder in einem gemeinschaftlichen Fahrradabstellraum befand.

2. Fiirdie mit dem Fahrrad lose verbundenen und regelmaBig seinem Gebrauch dienenden Sachen besteht
Versicherungsschutz nur, wenn sie zusammen mit dem Fahrrad abhandengekommen sind.

3. Die Entschddigung ist je Versicherungsfall auf 1 Prozent der Versicherungssumme fiir den Hausrat
begrenzt. Eine andere Entschadigungsgrenze kann vereinbart werden.

4. Der Versicherungsnehmer hat Unterlagen tiber den Hersteller, die Marke und die Rahmennummer der
versicherten Fahrrader zu beschaffen und aufzubewahren.

Verletzt der Versicherungsnehmer diese Bestimmung, so kann er Entschadigung nur verlangen, wenn er
die Merkmale anderweitig nachweisen kann.

5. Der Versicherungsnehmer hat den Diebstahl unverziiglich der zustandigen Polizeidienststelle anzuzei-
gen und dem Versicherer einen Nachweis dafiir zu erbringen, daf} das Fahrrad nicht innerhalb von drei
Wochen seit Anzeige des Diebstahls wieder herbeigeschafft wurde.

Verletzt der Versicherungsnehmer eine dieser Obliegenheiten, so kann der Versicherer gemaf _
I /G zur Kiindigung berechtigt oder auch leistungsfrei sein.

6. Versicherungsnehmer und Versicherer konnen unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten zum Ende
des laufenden Versicherungsjahres durch schriftliche Erklarung verlangen, da dieser erweiterte Versi-
cherungsschutz fiir Fahrrader mit Beginn des nadchsten Versicherungsjahres entfallt.

Macht der Versicherer von diesem Recht Gebrauch, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag inner-
halb eines Monats nach Zugang der Erklarung des Versicherers zum Ende des laufenden Versicherungs-
jahres kiindigen.

Uberspannungsschéden 1. Abweichend von § 10 Nr. 2b VHB95 ersetzt der Versicherer auch Uberspannungsschiden durch Blitz.
durch Blitz 2. Die Entschéddigung ist je Versicherungsfall auf 5 Prozent der Versicherungssumme begrenzt. Eine andere
(7111) Entschadigungsgrenze kann vereinbart werden.

In das Geb#ude eingefiigte 1. Dieim Versicherungsvertrag besonders bezeichneten Sachen, z. B. Einbaumdbel, Bodenbeldge, Innen-
Sachen anstriche und Tapeten, sind auch versichert, soweit sie Gebdudebestandteile sein konnten.

(7212) 2. Soweit gemaR Nr. 1 sanitdre Anlagen und leitungswasserfiihrende Installationen versichert sind,

erstreckt sich die Versicherung auch auf Frostschdaden an diesen Sachen sowie auf Frost- und sonstige
Bruchschaden an deren Zu- und Ableitungsrohren.

Hausrat auBBerhalb der stindigen =~ Abweichend von § 1 VHB95 sind nicht versichert:

Wohnung 1. in Wochenend-, Ferien-, Land-, Jagd-, Garten- und Weinberghdusern sowie in sonstigen nicht stéandig
(7213) bewohnten Gebauden:

Bargeld, Urkunden einschliefilich Sparbiicher und sonstige Wertpapiere, Schmucksachen, Edelsteine,
Perlen, Briefmarken, Miinzen und Medaillen, Telefonkarten sowie alle Sachen aus Silber, Gold oder Pla-
tin, Pelze, handgekniipfte Teppiche und Gobelins, Kunstgegenstande (z.B. Gemalde, Collagen, Zeichnun-
gen, Graphiken und Plastiken), SchuBwaffen, Foto- und optische Apparate sowie sonstige Sachen, die
tiber 100 Jahre alt sind (Antiquitdten), jedoch mit Ausnahme von Mébelstiicken;

2. in Zweitwohnungen in standig bewohnten Gebduden:

Bargeld, Urkunden einschliefilich Sparbiicher und sonstige Wertpapiere, Schmucksachen, Edelsteine,
Perlen, Briefmarken, Miinzen und Medaillen, Telefonkarten sowie alle Sachen aus Gold oder Platin, Pel-
ze, handgekniipfte Teppiche und Gobelins.

Hotelkosten bei nicht stindig Abweichend von § 2 Nr. 1i VHB95 sind bei nicht stdndig bewohnter Wohnung Kosten fiir Hotel- und dhnliche
bewohnter Wohnung Unterbringung nicht versichert.
(7311)

17



Eingelagerte Hausratgegen-
stinde
(7214)

Sachen mit gesondert verein-
barter Versicherungssumme
(7711)

Wohnsitz im Ausland
(7410)

Sicherungsvereinbarungen
(0009)

Sicherheitsvorschriften
(7610)

18

Von eingelagerten Hausratgegenstanden sind nicht versichert:

Bargeld, Urkunden einschlieflich Sparbiicher und sonstige Wertpapiere, Schmucksachen, Edelsteine, Perlen,
Briefmarken, Miinzen und Medaillen, Telefonkarten sowie alle Sachen aus Silber, Gold oder Platin, Pelze,
handgekniipfte Teppiche und Gobelins, Kunstgegenstdnde (z.B. Gemaélde, Collagen, Zeichnungen, Graphiken
und Plastiken), Schu3waffen, Foto- und optische Apparate sowie sonstige Sachen, die tiber 100 Jahre alt
sind (Antiquitdten), jedoch mit Ausnahme von Mébelstiicken.

Sachen mit gesondert vereinbarter Versicherungssumme sind als besondere Gruppen (Positionen) versi-
chert. Sie gelten abweichend von § 1 Nr. 1 VHB95 nicht als Teil des Hausrats.

§§ 21 Nr. 4 und 31 VHB95 sind auf die Versicherungssummen geméf3 Nr. 1 anzuwenden. Ein vereinbar-

ter Unterversicherungsverzicht gilt fiir diese Gruppen (Positionen) nicht, soweit nicht etwas anderes ver-
einbart wurde.

Die Versicherungssummen gemaf Nr. 1 verdndern sich entsprechend § 18 Nr. 1 VHB95; jedoch ist § 18

Nr. 1 b VHB95 nicht anzuwenden.

Liegt die Versicherungssumme danach tiber der urspriinglich vereinbarten Versicherungssumme, so wird
der Mehrbetrag fiir die Berechnung der Entschadigung verdoppelt.

Der Beitragssatz verdndert sich gemdf3 § 18 Nr. 2 VHB95.
AufBenversicherungsschutz gemaf § 13 VHB95 besteht nicht.

Abweichend von § 12 Nr. 2 Abs. 3 VHB95 besteht Versicherungsschutz bei Wohnungswechsel auch in
der neuen Wohnung, wenn diese innerhalb des vereinbarten auslandischen Staates liegt.

Die Versicherungssumme wird in Deutscher Mark (DM) vereinbart. Die Leistungen der Vertragsparteien
sind ebenfalls in DM zu erbringen.
Abweichend von § 26 Nr. 2 a und b VHB95 gilt als zustandiges Amtsgericht fiir die Ernennung des zwei-

ten Sachverstandigen oder des Obmannes das Amtsgericht des letzten inlandischen Wohnsitzes des
Versicherungsnehmers.

Der Versicherungsnehmer wird die im Antrag aufgefiihrten zusatzlichen Sicherungen bis zu dem im Antrag
vereinbarten Zeitpunkt anbringen lassen und danach voll gebrauchsféahig erhalten und ordnungsgemaf
betatigen.

Sind die MaBnahmen bis zum vereinbarten Termin nicht durchgefiihrt, so haftet der Versicherer von diesem
Zeitpunkt an nur fiir Schdden, die auch durch diese Sicherungen nicht verhindert worden waren.

Fiir die Zeit, in der sich niemand in der Wohnung aufhélt, sind alle SchlieBvorrichtungen und vereinbar-
ten Sicherungen zu betdtigen und die vereinbarten Einbruchmeldeanlagen einzuschalten.

Alle SchlieBBvorrichtungen, vereinbarten Sicherungen und vereinbarten Einbruchmeldeanlagen sind in
gebrauchsfahigem Zustand zu erhalten; Stérungen, Mangel und Schédden sind unverziiglich zu beseiti-
gen.

Nr. 1 findet keine Anwendung, soweit die Einhaltung dieser Obliegenheit dem Versicherungsnehmer
oder seinem Reprdsentanten bei objektiver Wiirdigung aller Umstande billigerweise nicht zugemutet
werden kann.

Verletzt der Versicherungsnehmer oder sein Reprasentant eine der Obliegenheiten gemaf Nr. 1 oder
Nr. 2, so ist der Versicherer nach MaRgabe des § 6 Abs. 1 und 2 VVG zur Kiindigung berechtigt oder auch
leistungsfrei. Eine Kiindigung des Versicherers wird einen Monat nach Zugang wirksam.

Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn die Verletzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrldassigkeit
beruht.

Fiihrt die Obliegenheitsverletzung zu einer Gefahrerhohung, so gelten die §§ [l VVG. Danach kann
der Versicherer zur Kiindigung berechtigt oder auch leistungsfrei sein.
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Satzung der Gothaer Versicherungsbank VVaG

Fassung vom 25.06.1999. Soweit die Satzung nichts anderes bestimmt, gelten die Vorschriften des Versicherungsaufsichtsgesetzes.

§1

Name, Sitz, Zweck,

Konzernzugehdorigkeit,

Geschiftsjahr,
Bekanntmachungen

§2
Mitgliedschaft

§3

(1) Dievon E. W. Arnoldi im Jahre 1820 gegriindete Gothaer Feuer Versicherungsbank auf Gegenseitigkeit
fithrt den Namen ,,Gothaer Versicherungsbank VaG* (im folgenden ,,Bank“ genannt) und hat ihren Sitz
in Kéln.

(2) Die Bank ist ein Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit. Gegenstand der Bank ist im In- und Ausland
der unmittelbare und mittelbare Betrieb aller Versicherungszweige, in der Lebens-, Kranken- und Rechts-

schutz-Versicherung jedoch nur der Riickversicherung. Wenn Riickversicherung gegeben wird, darf darauf

zusammen hochstens ein Viertel der Gesamtbeitragseinnahme entfallen. Die Bank kann das Versiche-
rungsgeschaft auch im Umlageverfahren betreiben. Hierbei wird die Umlage fiir jede Versicherungsart
gesondert nach dem tatsachlichen Bedarf eines Jahres ermittelt und auf die Mitglieder umgelegt, die an
diesen Versicherungen beteiligt sind.

(3) Die Bank kann andere Versicherungsunternehmen oder wirtschaftlich mit ihnrem Betrieb zusammenhén-
gende Unternehmen im Rahmen der Vorschriften der staatlichen Aufsichtsbehorden griinden, sich daran
beteiligen oder fiir diese vermitteln.

(4) Die Gothaer Versicherungsbank VVaG bildet zusammen mit der Gothaer Lebensversicherung a. G., der
BERLIN-KOLNISCHE Krankenversicherung a. G. und der ASSTEL Lebensversicherung a. G. einen Gleich-
ordnungskonzern (parion Gleichordnungskonzern).

Zum Zwecke der einheitlichen Leitung des Gleichordnungskonzerns errichten die beteiligten Versiche-
rungsvereine eine Konzernleitungsgesellschaft, auf die bestimmte, abschlieSend aufgezahlte Funktio-

nen der Konzernleitung in dem rechtlich moglichen Maf3e {ibertragen werden. In diesem Bereich wird die

Konzernleitungsgesellschaft an den Vorstand des Versicherungsvereins Rahmenrichtlinien bzw. Ent-
scheidungen als ,,verbindliche Empfehlungen* erteilen. Richtlinien und Entscheidungen, die einen oder
mehrere Versicherungsvereine einseitig benachteiligen, diirfen nicht aufgestellt bzw. getroffen werden.
Auch im ibrigen diirfen Richtlinien und Entscheidungen, soweit sie die Versicherungsvereine betreffen,
nur im Einklang mit den Vorschriften des Versicherungsaufsichtsgesetzes, den dazu ergangenen Rechts-
verordnungen, den ergangenen und ergehenden Anordnungen der Aufsichtsbehdrde sowie den Satzun-
gen der Versicherungsvereine aufgestellt werden. In der Gesellschafterversammlung der Konzernlei-
tungsgesellschaft wie auch in ihrem Geschéftsleitungsgremium werden die den Gleichordnungskonzern
bildenden Versicherungsvereine gleichberechtigt mit Sitz und Stimme vertreten sein.

Die Gothaer Versicherungsbank VVaG arbeitet im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen und Anord-
nungen der Aufsichtsbehtrde im Konzern eng mit der Gothaer Lebensversicherung a. G., der BERLIN-
KOLNISCHE Krankenversicherung a. G. und der ASSTEL Lebensversicherung a. G. zusammen, wobei

jedoch keiner der Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit — auch nicht im Konzerninteresse — einseitig

benachteiligt werden darf.

Der Austritt aus dem Gleichordnungskonzern bedarf der Zustimmung von 3/4 samtlicher Mitgliederver-
treter.

(5) Das Geschéftsjahr ist das Kalenderjahr.

(6) Bekanntmachungen der Bank, die durch Gesetz oder Satzung vorgeschrieben sind, werden im Bundes-
anzeiger verdffentlicht.

(1) Wer mit der Bank einen Versicherungsvertrag schliefit, wird fiir die Dauer der Versicherung ihr Mitglied.
Ausnahmsweise konnen Versicherungsvertrage mit der Bestimmung abgeschlossen werden, dass der
Versicherungsnehmer nicht Mitglied wird. Auf solche Versicherungen darf zusammen hochstens ein
Drittel der Gesamtbeitragseinnahme entfallen.

(2) Die Mitglieder haben jdhrlich im voraus die Beitrdge zu entrichten. Die Hohe des Tarifbeitrages obliegt
der Festsetzung durch den Vorstand. Nachschiisse werden nicht erhoben. Versicherungsanspriiche diir-
fen nicht gekiirzt werden.

(3) Mitglieder, die im Laufe eines Geschéftsjahres einer nach dem Umlageverfahren betriebenen Ver-
sicherung beitreten, zahlen ihre Umlage nur fiir die Zeit ihrer Teilnahme an dieser Versicherung. Aus-
scheidende Mitglieder nehmen noch an allen Umlagen und Erstattungen teil, die auf die Zeit ihrer
Teilnahme an dieser Versicherung entfallen.

Auf die Umlage kann die Bank im Laufe eines Jahres Teilumlagen erheben.

Die Mitglieder sind verpflichtet, die auf sie entfallende Umlage und Teilumlagebetrdge innerhalb zwei

Wochen nach Aufforderung durch die Bank einzuzahlen. Wird innerhalb dieser Frist die Umlage oder Teil-
umlage nicht gezahlt, so hat der Schuldner Zinsen in Héhe von 3 % {iber dem Diskontsatz der Deutschen

Bundesbank vom Tage der Félligkeit an zu zahlen.

Falls in einem Jahr die Umlage von einzelnen Mitgliedern nicht beigetrieben werden kann, wird diese
nach dem fiir dieses Jahr geltenden Umlageschliissel auf die tibrigen Teilnehmer an der entsprechenden
Versicherung im ndchsten Jahr mit umgelegt.

Die Mitglieder kdnnen bis zum 1. Januar jeden Jahres bei der Bank Vorschldge fiir die Wahlen der Mitglieder-
vertretung und Antrége zur Beschlussfassung durch die Mitgliedervertretung schriftlich anbringen und zur
Begriindung ein Bankmitglied in die Mitgliedervertretung entsenden. Die Vorschlage oder Antrdge miissen
von mindestens 100 Bankmitgliedern unterzeichnet sein.
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§4
Uberschussverwendung,
Riicklagen, Bilanzgewinn

§5
Jahresabschluf,
Anlegung des Vermogens

§6
Vorstand

§7
Aufsichtsrat

§8
Mitgliedervertretung
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Der sich nach der Bilanz ergebende UberschuB ist zugunsten der Bankmitglieder zu verwenden, soweit
die Mitgliedervertretung nicht Zuweisung an andere Gewinnriicklagen oder einen Vortrag auf neue Rech-
nung beschlief3t.

Vorstand und Aufsichtsrat konnen den Eigenkapitalanteil von Wertaufholungen bei Vermégensgegen-
standen und von bei der steuerrechtlichen Gewinnermittlung gebildeten Passivposten, die nicht im
Sonderposten mit Riicklageanteil ausgewiesen werden diirfen, in andere Gewinnriicklagen einstellen.

Vorstand und Aufsichtsrat konnen vor Ablauf des Geschaftsjahres beschlieRen, welche Betrdage des
Uberschusses in die Bilanz als Riickstellung fiir die Uberschussverwendung zugunsten der Bankmit-
glieder einzustellen sind.

Bei der nach Art der Lebensversicherung betriebenen Unfallversicherung mit Beitragsriickgewéahr richtet
sich die Uberschussbeteiligung nach den zugrundeliegenden Allgemeinen Versicherungsbedingungen
und flir vor dem 29.07. 1994 abgeschlossene Vertrage nach dem von der Aufsichtsbehdrde genehmig-
ten Geschéftsplan.

Auch mit Wirkung fiir bereits bestehende Versicherungen kénnen Anderungen der Beitrdge und der
Bestimmungen zur Uberschussbeteiligung fiir nach dem 28.07.1994 abgeschlossene Vertrdge vom Vor-
stand mit Zustimmung des Aufsichtsrates und der Mitgliedervertretung sowie der Einwilligung eines
unabhdngigen Treuhdnders in Kraft gesetzt werden.

Uber den Plan zur Verwendung der Uberschussriickstellung entscheidet die Mitgliedervertretung. Die der
Uberschussriickstellung zugewiesenen Betrige diirfen nur fiir die Uberschussbeteiligung der Bankmit-
glieder verwendet werden. Die Bank ist jedoch berechtigt, mit Zustimmung der Aufsichtsbehorde in Aus-
nahmefillen die Uberschussriickstellung, soweit sie nicht auf bereits festgelegte Uberschussanteile ent-
fallt, im Interesse der Versicherten zur Abwendung eines Notstandes der Gesellschaft heranzuziehen.

Ein Zwanzigstel des Jahresiiberschusses muss der zur Deckung eines auf3ergewohnlichen Verlustes zu
bildenden Riicklage so lange zugefiihrt werden, bis diese ein Viertel der Beitragseinnahme fiir eigene
Rechnung, mindestens aber 5.000.000,— DM erreicht oder wieder erreicht hat.

Stellt die Mitgliedervertretung den Jahresabschluss fest, so sind die Beitrdge in andere Gewinnriicklagen

einzustellen, die unter Beachtung kaufmannischer Grundsétze zur Aufrechterhaltung einer ordentlichen
Geschaftsfiihrung notwendig sind.

Fiir den Jahresabschluss, den Geschaftsbericht, die Gewinnverwendung, die Anlegung des Vermdgens sowie
die Priifung und Bekanntmachung des Jahresabschlusses gelten die gesetzlichen Vorschriften und die
Anordnungen der Versicherungsaufsichtsbehorde.
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Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Personen.
Ein Vorstandsmitglied ist zum Vorsitzenden des Vorstands zu bestellen.

Die Bank wird durch zwei Vorstandsmitglieder gemeinschaftlich oder durch ein Vorstandsmitglied
gemeinschaftlich mit einem Prokuristen vertreten.

Der Aufsichtsrat besteht aus neun Mitgliedern. Soweit die Mitglieder durch die Mitgliedervertretung
gewdhlt werden, sind nur Bankmitglieder oder gesetzliche Vertreter von bankversicherten juristischen
Personen des offentlichen oder privaten Rechts wahlbar. Ein Mitglied der Mitgliedervertretung kann
nicht gleichzeitig Mitglied des Aufsichtsrats sein. Das Amt als Aufsichtsrat erlischt mit dem Ende der
ordentlichen Mitgliedervertreterversammlung des Kalenderjahres, in dem das Mitglied des Aufsichts-
rates sein 72. Lebensjahr vollendet.

Die Amtszeit aller Aufsichtsratsmitglieder endet mit dem Schluss der Mitgliedervertreterversammlung,
die tiber die Entlastung fiir das 2. Geschaftsjahr nach ihrer Wahl beschlieft; hierbei wird das Geschafts-
jahr, in dem gewahlt wird, nicht mitgerechnet. Scheidet ein Aufsichtsratsmitglied vorzeitig aus, so gilt
die Wahl des Nachfolgers fiir die restliche Amtszeit des Ausgeschiedenen.

Der Aufsichtsrat wahlt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und mindestens einen Stellvertreter. Die
Wahl des Vorsitzenden erfolgt fiir die Zeit, fiir die der jeweils Gewahlte zum Aufsichtsratsmitglied
bestellt ist. Die Stellvertreter werden jahrlich gewahlt.

Die Mitgliedervertretung ist das oberste Organ der Bank. Sie vertritt die Gesamtheit der Bankmitglieder.

Die Mitgliedervertretung besteht aus 20 bis 32 von ihr selbst auf sechs Jahre gewahlten ehrenamtlichen
Mitgliedervertretern.

Wahlbar sind Bankmitglieder oder gesetzliche Vertreter von bankversicherten juristischen Personen des
offentlichen oder privaten Rechts. Nicht wahlbar sind Mitglieder des Aufsichtsrats der Bank sowie Vertre-
ter, Angestellte und Arbeiter der Bank.

Wabhlvorschldge fiir von der Mitgliedervertretung zu wahlende Mitgliedervertreter werden durch einen
Wahlausschuss unterbreitet. Dem von der Mitgliedervertretung zu bildenden Wahlausschuss gehéren der
Vorsitzende der Mitgliedervertretung und seine Stellvertreter sowie mindestens drei weitere Mitgliederver-
treter an. Die Mitgliedervertretung ist an die Wahlvorschldge des Wahlausschusses nicht gebunden. Ein-
zelheiten des Wahlverfahrens zur Mitgliedervertretung werden in einer Geschéaftsordnung geregelt.
Scheidet ein Mitgliederverteter vorzeitig aus, so wahlt die Mitgliedervertretung in ihrer ndchsten
Versammlung ein Ersatzmitglied fiir die restliche Amtszeit des Ausgeschiedenen.

Die Mitgliedervertretung kann die Wahl widerrufen, insbesondere wenn ein Mitgliedervertreter in die
Dienste oder in ein Aufsichtsorgan einer mit der Bank im Wettbewerb stehenden Versicherungsunterneh-
mung tritt oder wenn liber das Vermdgen eines Mitgliedervertreters der Konkurs erdffnet wird.

Das Amt als Mitgliedervertreter erlischt mit dem Ende der ordentlichen Mitgliedervertreterversammlung
des Kalenderjahres, in dem der Mitgliedervertreter sein 72. Lebensjahr vollendet.
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§11

Anderung der Satzung,

der Allgemeinen Versicherungs-
bedingungen,

der Tarifbestimmungen und
des Beitrages
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Solange die Kooperation zwischen dem Gothaer Konzern und der Bankgesellschaft Berlin AG besteht,
nimmt der Vorstandssprecher der Bankgesellschaft Berlin AG an den Versammlungen der Mitglieder-
vertretung mit beratender Stimme teil.

Die Mitgliedervertretung wahlt aus ihrer Mitte den Vorsitzenden, der der Sprecher der Mitgliedervertre-
tung ist und den Vorsitz in den Versammlungen der Mitgliedervertretung fiihrt.

Ferner wahlt die Mitgliedervertretung mindestens zwei Stellvertreter des Vorsitzenden, von denen einer
bei Verhinderung des Vorsitzenden dessen Aufgaben ibernimmt.

Die Amtsdauer betrdgt hochstens drei Jahre. Wiederwahl ist zuldssig.

Die Mitgliedervertretung halt jahrlich eine ordentliche Versammlung ab. Ferner soll jahrlich eine auBer-
ordentliche Versammlung der Mitgliedervertretung (Arbeitstagung) moglichst gegen Ende des Jahres
stattfinden. Weitere Versammlungen miissen auf Verlangen des Aufsichtsrats oder auf gemeinsames
Verlangen des Vorsitzenden der Mitgliedervertretung und seiner beiden Stellvertreter oder auf begriinde-
ten schriftlichen Antrag von sieben Mitgliedervertretern einberufen werden. Die Versammlungen finden
in Kéln oder an einem anderen Ort statt. Bevor der Vorstand die Versammlung der Mitgliedervertretung
einberuft, hat er sich mit den Vorsitzenden der Mitgliedervertretung und des Aufsichtsrats {iber den Tag
der Versammlung und die Tagesordnung ins Benehmen zu setzen.

Das Stimmrecht kann nur persodnlich ausgeiibt werden.

Die Versammlung ist beschlussfahig, wenn mindestens die Halfte der Mitgliedervertreter anwesend ist.
Sind weniger Mitgliedervertreter anwesend, wird innerhalb sechs Wochen eine zweite Versammlung
abgehalten, die ohne Riicksicht auf die Zahl der Anwesenden beschlieBt. Satzungsanderungen kénnen
nur mit einer Mehrheit von mindestens drei Vierteln der abgegebenen Stimmen beschlossen werden.

Rechte, die das Gesetz einer Minderheit von Mitgliedervertretern einrdumt, stehen einer Minderheit von
sieben Mitgliedervertretern zu.

Auch mit Wirkung fiir die bestehenden Versicherungsverhéltnisse konnen die §§ 1, 2, 4, 11 und 12
dieser Satzung gedndert werden.

Der Aufsichtsrat ist ermédchtigt,

die Satzung und die Allgemeinen Versicherungsbedingungen zu d@ndern, soweit dies nur die Fassung
betrifft;

Beschliisse der Mitgliedervertretung iiber eine Anderung der Satzung oder der Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen abzudndern, soweit die Aufsichtsbehdrde dies verlangt;

bei dringendem Bediirfnis die Allgemeinen Versicherungsbedingungen vorldufig zu dndern, diese Ande-
rungen der Mitgliedervertretung bei ihrem ndchsten Zusammentritt vorzulegen und aufier Kraft zu
setzen, wenn sie es verlangt.

Der Vorstand ist berechtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates und der Mitgliedervertretung einzelne
Vorschriften der Allgemeinen Versicherungsbedingungen und der Tarifbestimmungen eines Versiche-
rungszweiges auch mit Wirkung fiir bestehende Versicherungsverhaltnisse der Mitglieder zu dndern, zu
ergdnzen oder zu ersetzen.

Allgemeine Versicherungsbedingungen diirfen jedoch nur gedndert werden, soweit sie Bestimmungen
Uber die Art und den Umfang des Versicherungsschutzes, Pflichten des Versicherungsnehmers, Willens-
erklarungen und Anzeigen betreffen.

Ein solcher Beschluf setzt voraus, dass sich die Risikoverhéltnisse in einem Versicherungszweig grund-
legend verschlechtert haben und dies zu einer Notlagensituation des Versicherungszweiges fiihrt, die
durch eine Anpassung der Allgemeinen Versicherungsbedingungen und der Tarifbestimmungen beseitigt
werden kann. Die Gleichbehandlung aller Mitglieder ist dabei zu gewdhrleisten.

Eine Notlage ist gegeben, wenn das selbst abgeschlossene Versicherungsgeschift fiir eigene Rechnung
in dem Versicherungszweig einen Fehlbetrag von mindestens 8 % ergibt bezogen auf die verdienten Bei-
trage fiir eigene Rechnung (Zwischensumme vor Verdnderung der Schwankungsriickstellung).

Die Anderungen diirfen die Mitglieder nicht unangemessen benachteiligen. Sie miissen erforderlich
sein, um die Belange der Versichertengemeinschaft angemessen zu wahren.

Der Vorstand kann anstelle der MaBnahmen nach Abs. 3 mit Zustimmung des Aufsichtsrates und der
Mitgliedervertretung unter den gleichen Voraussetzungen mit Wirkung auch fiir die bestehenden
Versicherungsverhiltnisse der Mitglieder Anderungen des Beitrages eines Versicherungszweiges be-
schlieflen, wenn die entstandene Notlage nur durch eine am Grundsatz der Gegenseitigkeit orientierte
Beistandsleistung der Mitglieder beseitigt werden kann. Hierfiir ist weiter erforderlich, dass sich ein -
Fehlbetrag von 8 % in der versicherungstechnischen Rechnung des gesamten Unternehmens ergibt.

Die Beitrdge konnen mit Wirkung auch fiir bestehende Versicherungsverhaltnisse jederzeit gedndert
werden, sobald das Entstehen eines Fehlbetrages im Sinne des Satzes 2 droht. Stellt sich in diesem Fall
am Ende der laufenden Abrechnungsperiode heraus, dass der ohne die Anderung drohende Fehlbetrag
nicht eingetreten ist, muss das Unternehmen die aufgrund einer Erhhung vereinnahmten Beitrdage
zuriickgewdhren.

Der Beitrag darf fiir bestehende Versicherungsverhaltnisse der Mitglieder nur bis zur Hohe des Beitrags-
satzes, der flir Neuvertrdge zu entrichten ist, angehoben werden.

Bei dringendem Bediirfnis ist der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrates ermachtigt, Manahmen
nach den Absétzen 3 und 4 zu treffen. Die Anderungen sind in der ndchsten Versammlung der Mitglie-
dervertretung vorzulegen und auf3er Kraft zu setzen, wenn diese es verlangt.
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§12
Allgemeiner Geschiftsgrundsatz

28

(6) Der Verein soll dem Mitglied Anderungen nach den Absitzen 3 und 4 unter Kenntlichmachung der Unter-
schiede zwischen der alten und der neuen Regelung spatestens einen Monat vor Inkrafttreten schriftlich
bekanntgeben und das Mitglied schriftlich tiber das Kiindigungsrecht nach Abs. 7 belehren.

(7) Ein Mitglied, welches von MaBnahmen nach den Abséitzen 3 und 4 nachteilig betroffen ist, kann inner-
halb eines Monats nach Eingang der Mitteilung iiber die Anderung das Versicherungsverhiltnis kiindi-
gen. Die Kiindigung wird friihestens zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Anderung in Kraft treten soll.

Die Bank behandelt ihre Mitglieder im Rahmen der Grundsétze von Treu und Glauben so entgegenkommend
wie moglich.



Merkblatt zur Datenverarbeitung

Vorbemerkung

Einwilligungserklarung

Schweigepflicht-
entbindungserklarung

Beispiele fiir die Daten-
verarbeitung und -nutzung

1.
Datenspeicherung bei Ihrem
Versicherer

2.
Dateniibermittlung an
Riickversicherer

3.
Dateniibermittlung an andere
Versicherer

4.
Zentrale Hinweissysteme der
Fachverbdnde

Versicherungen konnen heute ihre Aufgaben nur noch mit Hilfe der elektronischen Datenverarbeitung (EDV)
erfiillen. Nur so lassen sich Vertragsverhaltnisse korrekt, schnell und wirtschaftlich abwickeln; auch bietet
die EDV einen besseren Schutz der Versichertengemeinschaft vor missbrauchlichen Handlungen als die bis-
herigen manuellen Verfahren. Die Verarbeitung der uns bekannt gegebenen Daten zu Ihrer Person wurde
durch das Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) geregelt. Danach ist die Datenverarbeitung und -nutzung zulds-
sig, wenn das BDSG oder eine andere Rechtsvorschrift sie erlaubt oder wenn der Betroffene eingewilligt hat.
Das BDSG erlaubt die Datenverarbeitung und -nutzung stets, wenn dies im Rahmen der Zweckbestimmung
eines Vertragsverhdltnisses oder vertragsahnlichen Vertrauensverhéltnissen geschieht oder soweit es zur
Wahrung berechtigter Interessen der speichernden Stelle erforderlich ist und kein Grund zu der Annahme
besteht, dass das schutzwiirdige Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss der Verarbeitung oder Nut-
zung Uberwiegt.

Unabhdngig von dieser im Einzelfall vorzunehmenden Interessenabwagung und im Hinblick auf eine sichere
Rechtsgrundlage fiir die Datenverarbeitung ist in lhren Versicherungsantrag eine Einwilligungserklarung nach
dem BDSG aufgenommen worden. Diese gilt tiber die Beendigung des Versicherungsvertrages hinaus, endet
jedoch — auBer in der Lebens-, Kranken- und Unfallversicherung — schon mit Ablehnung des Antrags oder
durch lhren jederzeit moglichen Widerruf.

Wird die Einwilligungserklarung bei Antragstellung ganz oder teilweise gestrichen, kommt es u.U. nicht zu
einem Vertragsabschluss. Trotz Widerruf oder ganz bzw. teilweise gestrichener Einwilligungserklarung kann
eine Datenverarbeitung und -nutzung in dem begrenzten gesetzlich zuldssigen Rahmen, wie in der Vorbe-
merkung beschrieben, erfolgen.

Daneben setzt auch die Ubermittlung von Daten, die wie beispielsweise bei einem Arzt, einem Berufsge-
heimnis unterliegen, eine spezielle Erlaubnis des Betroffenen (Schweigepflichtentbindung) voraus. In der
Lebens-, Kranken- und Unfallversicherung (Personenversicherung) ist daher im Antrag auch eine Schweige-
pflichtentbindungsklausel enthalten.

Im folgenden wollen wir Ihnen einige wesentliche Beispiele fiir die Datenverarbeitung und Datennutzung
nennen.

Wir speichern Daten, die fiir den Versicherungsvertrag notwendig sind.

Das sind zun&chst Ihre Angaben im Antrag (Antragsdaten). Weiter werden zum Vertrag versicherungstechni-
sche Daten wie z.B. Versicherungsnummer (Partnernummer), Versicherungssumme, Versicherungsdauer, Bei-
trag, Bankverbindung sowie erforderlichenfalls die Angaben eines Dritten, z.B. eines Vermittlers, eines Sach-
verstandigen oder eines Arztes gefiihrt (Vertragsdaten).

Bei einem Versicherungsfall speichern wir entsprechend der Vertragsart Angaben zum Schaden und ggf.
auch Angaben von Dritten, wie z.B. den vom Arzt ermittelten Grad der Berufsunfdhigkeit, die Feststellung
Ihrer Reparaturwerkstatt tiber einen Kfz-Totalschaden oder bei Ablauf einer Lebensversicherung den Auszah-
lungsbetrag (Leistungsdaten).

Im Interesse unserer Versicherungsnehmer achten wir wie alle Versicherer stets auf einen Ausgleich der von
uns ibernommenen Risiken. Deshalb geben wir in vielen Fallen einen Teil der Risiken an Riickversicherer im
In- und Ausland ab. Diese Riickversicherer benétigen ebenfalls entsprechende versicherungstechnische
Angaben von uns, wie Versicherungsnummer, Beitrag, Art des Versicherungsschutzes und des Risikos und
Risikozuschlags sowie im Einzelfall auch lhre Personalien. Soweit Riickversicherer bei der Risiko- und Scha-
denbeurteilung mitwirken, werden ihnen auch die dafiir erforderlichen Unterlagen zur Verfligung gestellt.

In einigen Féllen bedienen sich die Riickversicherer weiterer Riickversicherer, denen ebenfalls entsprechen-
de Daten libergeben werden.

Nach dem Versicherungsvertragsgesetz (VVG) hat der Versicherte bei Antragstellung, jeder Vertragsdnderung
und im Schadenfall dem Versicherer alle fiir die Einschatzung des Wagnisses und fiir die Schadenabwicklung
wichtigen Umstdande anzugeben. Hierzu gehoren z.B. frithere Krankheiten und Versicherungsfélle oder Mittei-
lungen (ber gleichartige andere Versicherungen (beantragte, bestehende, abgelehnte oder gekiindigte).

Um Versicherungsmissbrauch zu verhindern, eventuelle Widerspriiche in den Angaben des Versicherten auf-
zuklaren oder um Liicken bei den Feststellungen zum entstandenen Schaden zu schlielen, kann es erforder-
lich sein, andere Versicherer um Auskunft zu bitten oder entsprechende Auskiinfte auf Anfragen zu erteilen.

Auch sonst bedarf es in bestimmten Fallen (§ 59 VVG Doppelversicherungen, § 67 VVG gesetzlicher Forde-
rungsiibergang sowie bei Teilungsabkommen) eines Austausches von personenbezogenen Daten unter den
Versicherern. Dabei werden Daten des Betroffenen weitergegeben, wie z.B. Name und Anschrift, Kfz-Kenn-
zeichen, Art des Versicherungsschutzes und des Risikos oder Angaben zum Schaden, wie Schadenhéhe und
Schadentag.

Bei Priifung eines Antrags oder eines Schadens kann es notwendig sein, zur Risikobeurteilung, zur weiteren
Aufklarung des Sachverhalts oder zur Verhinderung von Versicherungsmissbrauch Anfragen an den zustandi-
gen Fachverband bzw. an andere Versicherer zu richten oder auch entsprechende Anfragen anderer Versiche-
rer zu beantworten.

Dazu bestehen bei den Fachverbanden zentrale Hinweissysteme bzw. werden zentrale Datensammlungen
gefiihrt.

29



5.
Datenverarbeitung in und
auBBerhalb der Unternehmens-

gruppe

30

Solche Hinweissysteme gibt es z. B. beim Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft e. V. und
der Verband der privaten Krankenversicherung e. V. Die Aufnahme in diese Hinweissysteme und deren Nut-
zung erfolgt lediglich zu Zwecken, die mit dem jeweiligen System verfolgt werden diirften, also nur soweit
bestimmte Voraussetzungen erfiillt sind.

Beispiele:
Kfz-Versicherer:

Registrierung von auffalligen Schadenfallen, Kfz-Diebstdahlen sowie von Personen, bei denen der Verdacht
des Versicherungsmi3brauchs besteht.

Zweck: Risikopriifung, Schadenaufkldarung und -verhiitung.
Lebensversicherer/Krankenversicherer:

Aufnahme von Sonderrisiken, z.B. Ablehnung des Risikos bzw. Annahme mit Beitragszuschlag
B aus versicherungsmedizinischen Griinden

B aufgrund der Auskiinfte anderer Versicherer

B wegen verweigerter Nachuntersuchung.

Aufhebung des Vertrages durch Riicktritt oder Anfechtung seitens des Versicherers, Ablehnung des Vertrages
seitens des Versicherungsnehmers wegen geforderter Beitragszuschldge.

Zweck: Risikopriifung.

Unfallversicherer:

Meldung bei

B erheblicher Verletzung der vorvertraglichen Anzeigepflicht,

B Leistungsablehnung wegen vorsétzlicher Obliegenheitsverletzung im Schadenfall, wegen Vortduschung
eines Unfalls oder von Unfallfolgen,

B auBerordentlicher Kiindigung durch den Versicherer nach Leistungserbringung oder Klageerhebung auf
Leistung.

Zweck: Risikopriifung und Aufdeckung von Versicherungsmifibrauch.
Sachversicherer:

Aufnahme von Schaden und Personen, wenn Brandstiftung vorliegt oder wenn aufgrund des Verdachts des
Versicherungsmifibrauchs der Vertrag gekiindigt wird und bestimmte Schadenssummen erreicht sind.

Zweck: Risikopriifung, Schadenaufklarung, Verhinderung weiteren Mi3brauchs.
Transportversicherer:

Aufnahme von auffilligen (Verdacht des Versicherungsmibrauchs) Schadenfillen, insbesondere in der
Reisegepdck-Versicherung.

Zweck: Schadenaufklarung und Verhinderung von Versicherungsmif3brauch.

Zum Schutz der Versicherten werden einzelne Versicherungsbranchen (z.B. Kranken-, Lebens- und Sachversi-
cherung) durch rechtlich selbstandige Unternehmen betrieben.

Um den Kunden einen umfassenden Versicherungsschutz anbieten zu kénnen, arbeiten die Unternehmen
hdufig in Unternehmensgruppen zusammen. Zur Kostenersparnis werden dabei einzelne Bereiche zentrali-
siert, wie das Inkasso oder die Datenverarbeitung. So wird z.B. |hre Adresse nur einmal gespeichert, auch
wenn Sie Vertrdge mit verschiedenen Unternehmen der Gruppe abschliefien; auch lhre Versicherungsnum-
mer, die Art der Vertrédge, ggf. Ihr Geburtsdatum, Kontonummer und Bankleitzahl, d.h. Ihre allgemeinen
Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten, werden in einer zentralen Datensammlung gefiihrt.

Dabei sind die sog. Partnerdaten (z.B. Name, Adresse, Kundennummer, Kontonummer, Bankleitzahl, beste-
hende Vertrdge) von allen Unternehmen der Gruppe abfragbar. Auf diese Weise kann eingehende Post
immer richtig zugeordnet und bei telefonischen Anfragen sofort der zustandige Partner genannt werden.
Auch Geldeingdnge konnen so in Zweifelsfdllen ohne Riickfragen korrekt verbucht werden. Im Rahmen der
dem Bundesaufsichtsamt fiir das Versicherungswesen vorgelegten oder von ihm genehmigten Funktionsaus-
gliederungen kann diese zentrale Datensammlung auch durch besonders auf die Einhaltung der Schweige-
pflicht und des Datenschutz verpflichtete Dritte erfolgen.

Die uibrigen allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten sind dagegen nur von den Versicherungs-
unternehmen der Gruppe abfragbar.

Obwohl alle diese Daten nur zur Beratung und Betreuung des jeweiligen Kunden durch die einzelnen Unter-
nehmen verwendet werden, spricht das Gesetz auch hier von ,,Dateniibermittlung®, bei der die Vorschriften
des Bundesdatenschutzgesetzes zu beachten sind. Branchenspezifische Daten — wie z.B. Gesundheits- oder
Bonitdtsdaten — bleiben dagegen unter ausschlielicher Verfiigung des jeweiligen Unternehmens.

Unserem PARION Konzern, einem Verbund deutscher Versicherungsvereine, gehoren derzeit folgende Unter-
nehmen an:

Gothaer Versicherungsbank VVaG, Koln

Gothaer Lebensversicherung a.G., Gottingen

BERLIN-KOLNISCHE Krankenversicherung a.G., K6ln/Berlin
BERLIN-KOLNISCHE Speziale Krankenversicherung AG, Gottingen
ASSTEL Lebensversicherung a.G., Kéln

BERLIN-KOLNISCHE Sachversicherungen AG, K&ln

Gothaer Allgemeine Versicherung AG, Koln
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VERITAS Lebensversicherung AG, Koln
ASSTEL Sachversicherung AG, Koln
ASSTEL Krankenversicherung AG, Koln
Gothaer Riickversicherung AG, Koln
Gothaer Credit Versicherung AG, Kdln
Car Garantie Versicherung AG, Kéln

Gothaer Asset Management AG, Gottingen

Daneben arbeiten unsere Versicherungsunternehmen und Vermittler zur umfassenden Beratung und Betreu-
ung der Kunden im Bereich Finanzdienstleistungen (z.B. Kredite, Bausparvertrage, Kapitalanlagen, Immobi-
lien) auch mit Kreditinstituten, Bausparkassen, Kapitalanlage- und Immobiliengesellschaften auBerhalb der
Gruppe zusammen, wobei die Zusammenarbeit in der gegenseitigen Vermittlung der jeweiligen Produkte
und der weiteren Betreuung der so gewonnenen Kunden besteht. Zur Zeit kooperieren wir mit:

B Aachener Bausparkasse AG, Aachen
B Bankgesellschaft Berlin AG
B Roland-Rechtsschutz-Versicherungs-AG, Koln

In lhren Versicherungsangelegenheiten (sowie im Rahmen des sonstigen Dienstleistungsangebots unserer
Unternehmensgruppe bzw. unserer Kooperationspartner) werden Sie durch einen unserer Vermittler betreut,
der Sie mit Ihrer Einwilligung auch in sonstigen Finanzdienstleistungen berdt. Vermittler in diesem Sinne
sind neben Einzelpersonen auch Vermittlungsgesellschaften (sowie im Rahmen der Zusammenarbeit bei
Finanzdienstleistungen auch Kreditinstitute, Bausparkassen, Kapitalanlage- und Immobiliengesellschaften
u.a.).

Um seine Aufgaben ordnungsgemaf3 erfiillen zu kdnnen, erhélt der Vermittler von uns die fiir Ihre Betreuung
und Beratung notwendigen Angaben aus lhren Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten. Das sind beispiels-
weise Versicherungsnummer, Beitrdge, Art des Versicherungsschutzes und des Risikos, Zahl der Versiche-
rungsfalle und Hohe von Versicherungsleistungen (sowie von unseren Partnerunternehmen Angaben tiber
andere Finanzdienstleistungen wie z.B. AbschluB und Stand Ihres Bausparvertrages). In der Personenversi-
cherung konnen ausschlieBlich zum Zweck von Vertragsanpassungen an den zustandigen Vermittler auch
Gesundheitsdaten tibermittelt werden.

Unsere Vermittler verarbeiten und nutzen diese personenbezogenen Daten im Rahmen der genannten Bera-
tung und Betreuung unserer Kunden. Wir informieren unsere Vermittler iiber Anderungen von kundenrelevan-
ten Daten. Jeder Vermittler ist vertraglich und gesetzlich dazu verpflichtet, die Bestimmungen des Bundesda-
tenschutzgesetzes und seine besondere Schweigepflicht (z.B. Berufsgeheimnis und Datengeheimnis) zu
beachten.

Wir teilen Ihnen den Vermittler, der fiir Ihre Betreuung zustandig ist, mit. Wenn seine Tatigkeit fiir uns endet,
regeln wir lhre Betreuung neu und informieren Sie dariiber.

Sie haben als Betroffener nach dem Bundesdatenschutzgesetz neben dem eingangs erwdahnten Wider-
spruchsrecht ein Recht auf Auskunft sowie unter bestimmten Voraussetzungen ein Recht auf Berichtigung,
Sperrung oder Loschung lhrer in einer Datei gespeicherten Daten.

Wegen eventueller weiterer Auskiinfte oder Erlauterungen wenden Sie sich bitte an den betrieblichen Daten-
schutzbeauftragten Ihres Versicherers. Richten Sie auch ein etwaiges Verlangen auf Auskunft, Berichtigung,
Sperrung oder Loschung wegen der beim Riickversicherer gespeicherten Daten stets an uns.
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